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Art. 68

Botschaft von Papst Leo XIV. 
zum 60. Welttag der 

Sozialen Kommunikationsmittel
Menschliche Stimmen und Gesichter bewahren

Liebe Brüder und Schwestern!

Das Gesicht und die Stimme sind einzigartige, unverwech-
selbare Merkmale jedes Menschen; sie zeigen die eigene 
einmalige Identität und sind wesentlich für die Begegnung 
mit anderen Menschen. Das wussten schon die Alten. 
So verwendeten die alten Griechen zur Benennung der 
menschlichen Person das Wort „Gesicht“ (prósōpon), das 
etymologisch das bezeichnet, was dem Blick begegnet, 
den Ort der Gegenwart und der Beziehung. Der lateinische 
Begriff persona (von per-sonare) beinhaltet hingegen den 
Klang: nicht irgendeinen Klang, sondern die unverwech-
selbare Stimme eines Menschen.

Angesicht und Stimme sind heilig. Sie wurden uns von 
Gott geschenkt, der uns nach seinem Bild und Gleichnis 
geschaffen und uns mit dem Wort, das er selbst an uns ge-
richtet hat, ins Leben gerufen hat, dem Wort, das über hun-
derte von Jahren zunächst in den Stimmen der Propheten 
widerhallte und in der Fülle der Zeit Fleisch geworden ist. 
Dieses Wort – diese Selbstmitteilung Gottes – haben wir 
direkt hören und sehen können (vgl. 1 Joh 1,1-3), weil es 
sich in der Stimme und im Antlitz Jesu zu erkennen gege-
ben hat.
Gott wollte den Menschen seit seiner Erschaffung als sein 
Gegenüber und hat  – wie Gregor von Nyssa sagt[1] –  sei-
nem Gesicht einen Abglanz der göttlichen Liebe einge-
prägt, damit er sein Menschsein durch die Liebe voll und 
ganz leben kann. Die menschlichen Gesichter und Stim-
men zu bewahren bedeutet daher, dieses Siegel, diesen 
unauslöschlichen Abglanz der Liebe Gottes, zu bewahren. 
Wir sind keine Spezies, die aus vorab definierten bioche-
mischen Algorithmen besteht: Jeder von uns hat eine uner-
setzliche und unnachahmliche Berufung, die im Laufe sei-
nes Lebens zutage tritt und gerade in der Kommunikation 
mit anderen zum Ausdruck kommt.
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Wenn wir in unserer Wachsamkeit nachlassen, läuft die di-
gitale Technologie jedoch Gefahr, einige Grundpfeiler der 
menschlichen Zivilisation, die wir bisweilen für selbstver-
ständlich halten, radikal zu verändern. Durch die Simula-
tion menschlicher Stimmen und Gesichter, von Weisheit 
und Wissen, Bewusstsein und Verantwortung, Empathie 
und Freundschaft greifen die als künstliche Intelligenz 
bekannten Systeme nicht nur in Informationsökosysteme 
ein, sondern dringen auch in die tiefste Ebene der Kommu-
nikation ein, nämlich die der menschlichen Beziehungen.

Die Herausforderung, die sich hier stellt, ist also nicht 
technologischer, sondern anthropologischer Natur. Die 
Gesichter und Stimmen zu bewahren bedeutet letztlich, 
uns selbst zu bewahren. Die Chancen, die digitale Tech-
nologien und künstliche Intelligenz bieten, mit Mut, Ent-
schlossenheit und Urteilsvermögen anzunehmen, bedeutet 
nicht, dass wir unsere Augen vor kritischen Punkten, Un-
klarheiten und Risiken verschließen.

Nicht auf eigenes Denken verzichten

Es gibt seit langem zahlreiche Belege dafür, dass Algorith-
men, die darauf ausgelegt sind, die Interaktion in sozialen 
Medien zu maximieren – was für die Plattformen profitabel 
ist –, schnelle Emotionen belohnen und zeitaufwändigere 
menschliche Reaktionen, wie beispielsweise die Suche 
nach Verständnis und das Nachdenken, benachteiligen. 
Indem sie Gruppen von Menschen in Blasen schneller Zu-
stimmung und schneller Empörung einordnen, verringern 
diese Algorithmen unsere Fähigkeit zuzuhören und kri-
tisch zu denken, und verstärken die soziale Polarisierung.

Hinzu kommt dann ein naives und unkritisches Vertrauen 
in die Künstliche Intelligenz, die als allwissende „Freun-
din”, als Quelle aller Informationen, als Archiv aller Er-
innerungen, als „Orakel” für jeden Ratschlag angesehen 
wird. Das alles kann noch weiter dazu beitragen, dass un-
sere Fähigkeit nachlässt, analytisch und kreativ zu denken, 
Bedeutungen zu verstehen und zwischen Syntax und Se-
mantik zu unterscheiden.

Obwohl die KI Unterstützung und Hilfe bei der Bewäl-
tigung kommunikativer Aufgaben bieten kann, birgt die 
Vermeidung eigenständigen Denkens und die Zufrieden-
heit mit einer künstlichen statistischen Zusammenstellung 
langfristig die Gefahr, dass unsere kognitiven, emotiona-
len und kommunikativen Fähigkeiten nachlassen.

In den letzten Jahren übernehmen künstliche Intelligenz-
systeme zunehmend auch die Kontrolle über die Pro-
duktion von Texten, Musik und Videos. Ein Großteil der 
menschlichen Kreativwirtschaft läuft somit Gefahr, de-
montiert und durch das Label „Powered by AI” ersetzt 
zu werden, wodurch die Menschen zu bloßen passiven 
Konsumenten von nicht gedachten Gedanken, anonymen 
Produkten ohne Urheberschaft und ohne Liebe werden. 
Die Meisterwerke des menschlichen Genius in den Berei-
chen Musik, Kunst und Literatur werden zu einem bloßen 
Übungsfeld für Maschinen degradiert.

Allerdings beschäftigt uns nicht so sehr die Frage, was 
die Maschine leisten kann oder leisten wird, sondern das, 
was wir leisten können und leisten werden, wenn wir 
an Menschlichkeit und Erkenntnis zunehmen und diese 
mächtigen Werkzeuge, die uns zur Verfügung stehen, klug 
einsetzen.

Seit jeher ist der Mensch versucht, sich die Früchte des 
Wissens anzueignen, ohne sich anzustrengen, ohne zu 
forschen und ohne persönliche Verantwortung zu über-
nehmen. Auf den kreativen Prozess zu verzichten und 
seine geistigen Fähigkeiten und Vorstellungskräfte den 
Maschinen zu überlassen, bedeutet jedoch, die Talente 
zu begraben, die wir erhalten haben, um als Menschen in 
Beziehung zu Gott und zu den anderen zu wachsen. Es 
bedeutet, unser Gesicht zu verbergen und unsere Stimme 
zum Schweigen zu bringen.

Sein oder Schein: Simulation der Beziehungen und der 
Wirklichkeit

Wenn wir durch unsere Feeds scrollen, wird es immer 
schwieriger zu erkennen, ob wir mit anderen Menschen 
oder mit „Bots” oder „virtuellen Influencern” interagie-
ren. Die wenig transparenten Eingriffe dieser automati-
sierten Agenten beeinflussen öffentliche Debatten und die 
Entscheidungen der Menschen. Chatbots, die auf großen 
Sprachmodellen (LLMs) basieren, erweisen sich durch die 
kontinuierliche Optimierung personalisierter Interaktionen 
als überraschend effektiv bei der verdeckten Beeinflus-
sung. Die dialogische, adaptive und mimetische Struktur 
dieser Sprachmodelle ist in der Lage, menschliche Gefüh-
le nachzuahmen und so Beziehung zu simulieren. Diese 
Anthropomorphisierung, die sogar unterhaltsam sein 
kann, ist gleichzeitig irreführend, insbesondere für anfälli-
gere Menschen. Denn Chatbots, die übermäßig „liebevoll” 
und zudem immer präsent und verfügbar sind, können zu 
versteckten Gestaltern unserer emotionalen Zustände wer-
den und auf diese Weise in die Intimsphäre der Menschen 
eindringen und diese in Beschlag nehmen.

Technologien, die unser Bedürfnis nach Beziehungen aus-
nutzen, können nicht nur schmerzhafte Folgen für das Le-
ben einzelner Menschen haben, sondern auch das soziale, 
kulturelle und politische Gefüge der Gesellschaft schädi-
gen. Dies geschieht, wenn wir Beziehungen zu anderen 
Menschen durch Beziehungen zu KI-Systemen ersetzen, 
die unsere Gedanken katalogisieren und eine Welt aus 
Spiegeln um uns herum zu konstruieren, in der alles „nach 
unserem Bild und Gleichnis“ geschaffen ist. Dadurch wird 
uns die Möglichkeit genommen, anderen Menschen zu 
begegnen, die immer anders sind als wir selbst und mit 
denen wir lernen können und müssen, umzugehen. Ohne 
Annahme des Andersseins, kann es weder Beziehungen 
oder Freundschaft geben.

Eine weitere große Herausforderung, die diese neuen Sys-
teme mit sich bringen, ist die Verzerrung (auf Englisch 
„Bias“), die dazu führt, dass die Wirklichkeit verfälscht 
wahrgenommen und weitergegeben wird. KI-Modelle 
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sind von der Weltanschauung ihrer Entwickler geprägt und 
können ihrerseits Denkweisen aufzwingen, indem sie die 
Stereotypen und Vorurteile der Daten, auf die sie zurück-
greifen, reproduzieren. Die mangelnde Transparenz bei 
der Entwicklung von Algorithmen sowie die unzureichen-
de soziale Repräsentativität der Daten führen dazu, dass 
wir in Netzwerken gefangen bleiben, die unsere Gedanken 
manipulieren und bestehende soziale Ungleichheiten und 
Ungerechtigkeiten aufrechterhalten und vertiefen.

Das Risiko ist groß. Die Macht der Simulation ist so groß, 
dass die KI uns sogar mit der Erzeugung paralleler „Wirk-
lichkeiten“ täuschen kann, indem sie sich unsere Gesichter 
und Stimmen aneignet. Wir sind in eine Multidimensio-
nalität eingetaucht, in der es immer schwieriger wird, die 
Wirklichkeit von der Fiktion zu unterscheiden.

Ungenauigkeiten verschärfen dieses Problem nur noch. 
Systeme, die statistische Wahrscheinlichkeiten als Wissen 
präsentieren, bieten uns bestenfalls Annäherungen an die 
Wahrheit, die manchmal regelrechte Täuschungen sind. 
Die mangelnde Überprüfung von Quellen in Verbindung 
mit der Krise der Berichterstattung vor Ort, bei der Infor-
mationen ständig an den Orten gesammelt und überprüft 
werden müssen, an denen Ereignisse stattfinden, kann 
Desinformation weiter begünstigen und zu einem wach-
senden Gefühl von Misstrauen, Verwirrung und Unsicher-
heit führen.

Eine mögliche Allianz

Hinter dieser enormen unsichtbaren Macht, die uns alle 
beeinflusst, stehen nur eine Handvoll Unternehmen, de-
ren Gründer kürzlich als Schöpfer der „Person des Jah-
res 2025“ vorgestellt wurden, d.h. als Architekten der 
künstlichen Intelligenz. Dies gibt Anlass zu erheblichen 
Bedenken hinsichtlich der oligopolistischen Kontrolle 
algorithmischer Systeme und künstlicher Intelligenz, die 
in der Lage sind, das Verhalten subtil zu beeinflussen und 
sogar die Geschichte der Menschheit – einschließlich der 
Geschichte der Kirche – neu zu schreiben, oft ohne dass 
wir uns dessen wirklich bewusst sind.

Die vor uns liegende Aufgabe besteht nicht darin, die digi-
tale Innovation zu stoppen, sondern sie zu lenken und uns 
ihrer Ambivalenz bewusst zu sein. Es ist an jedem Einzel-
nen von uns, seine Stimme zur Verteidigung des Menschen 
zu erheben, damit wir diese Werkzeuge wirklich als Ver-
bündete für uns gewinnen können.

Eine solche Allianz ist möglich, aber sie muss sich auf drei 
Säulen gründen: Verantwortung, Zusammenarbeit und Bil-
dung.

Zunächst Verantwortung. Diese kann je nach der Rol-
le, die wir innehaben, als Ehrlichkeit, Transparenz, Mut, 
Weitsicht, Pflicht zur Weitergabe von Wissen oder Recht 
auf Information zum Ausdruck kommen.  Im Allgemeinen 
kann sich jedoch niemand seiner Verantwortung gegen-
über der Zukunft, die wir gestalten, entziehen.

Für diejenigen, die an der Spitze von Online-Plattformen 
stehen, bedeutet dies, dass sie sicherstellen müssen, dass 
ihre Geschäftsstrategien nicht ausschließlich vom Krite-
rium der Gewinnmaximierung geleitet werden, sondern 
auch von einer zukunftsorientierten Vision, die das Ge-
meinwohl berücksichtigt, so wie einem jeden von ihnen 
das Wohlergehen seiner eigenen Kinder am Herzen liegt.

Von den Urhebern und Entwicklern von KI-Modellen ist 
Transparenz und soziale Verantwortung hinsichtlich der 
Gestaltungsprinzipien und Moderationssysteme, die ihren 
Algorithmen und den von ihnen entwickelten Modellen 
zugrunde liegen, gefordert, damit eine informierte Zustim-
mung vonseiten der Nutzer begünstigt wird.

Die gleiche Verantwortung obliegt auch nationalen Ge-
setzgebern und supranationalen Regulierungsbehörden, 
deren Aufgabe es ist, die Achtung der Menschenwürde 
zu gewährleisten. Durch geeignete Vorschriften kann ver-
hindert werden, dass Menschen emotionale Bindungen zu 
Chatbots aufbauen, und die Verbreitung falscher, manipu-
lierender oder irreführender Inhalte eingedämmt werden, 
wodurch die Integrität von Informationen gegenüber ihrer 
täuschenden Simulation gewahrt bleibt.

Medien- und Kommunikationsunternehmen dürfen ihrer-
seits nicht zulassen, dass Algorithmen, die darauf ausge-
legt sind, um jeden Preis ein paar Sekunden zusätzliche 
Aufmerksamkeit zu erregen, Vorrang vor ihrem Berufs-
ethos haben, das auf die Suche nach der Wahrheit ausge-
richtet ist. Das Vertrauen der Öffentlichkeit wird durch 
Genauigkeit und Transparenz gewonnen, nicht durch das 
Streben nach jeder Art von möglicher Interaktion. Von 
KI generierte oder manipulierte Inhalte müssen klar ge-
kennzeichnet und von Inhalten unterschieden werden, die 
von Menschen erstellt wurden. Die Urheberschaft und 
das Eigentumsrecht an den Werken von Journalisten und 
anderen Content-Erstellern müssen geschützt werden. In-
formationen sind ein öffentliches Gut. Ein konstruktiver 
und sinnvoller Dienst an der Allgemeinheit basiert nicht 
auf Undurchsichtigkeit, sondern auf der Transparenz der 
Quellen, der Einbeziehung der Beteiligten und hohen Qua-
litätsstandards.

Alle sind wir zur Zusammenarbeit aufgerufen. Kein Sek-
tor kann die Herausforderung, die darin besteht, die digi-
tale Innovation zu gestalten und die KI zu regeln, allei-
ne bewältigen. Deswegen müssen Schutzmechanismen 
geschaffen werden. Alle Beteiligten – von der Technolo-
giebranche über Gesetzgeber, Kreativunternehmen und 
die akademische Welt bis hin zu Künstlern, Journalisten 
und Pädagogen – müssen in den Aufbau und die Förderung 
einer mündigen und verantwortungsvollen digitalisierten 
Gesellschaft einbezogen werden.

Darauf zielt die Bildung: unsere persönlichen Kompeten-
zen zu stärken, die es uns ermöglichen, kritisch zu denken; 
die Zuverlässigkeit von Quellen und die möglichen Inte-
ressen hinter der Auswahl der Informationen, die uns er-
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reichen, zu bewerten; die psychologischen Mechanismen 
zu verstehen, die sie auslösen; unseren Familien, Gemein-
schaften und Vereinigungen zu erlauben, praktische Kri-
terien für eine gesündere und verantwortungsbewusstere 
Kommunikationskultur zu entwickeln.

Gerade deshalb ist es immer dringender nötig, in den Bil-
dungssystemen auf allen Ebenen auch die Kompetenzen 
im Bereich der Künstlichen Intelligenz zu stärken, die ei-
nige zivile Einrichtungen bereits fördern. Als Katholiken 
können und müssen wir unseren Beitrag leisten, damit die 
Menschen – insbesondere die jungen – die Fähigkeit zum 
kritischen Denken erwerben und in geistiger Freiheit auf-
wachsen können. Diese Medienkompetenz sollte außer-
dem in umfassendere Initiativen zur Weiterbildung inte-
griert werden, die auch ältere Menschen und ausgegrenzte 
Mitglieder der Gesellschaft erreichen, die sich angesichts 
des raschen technologischen Wandels oft ausgeschlossen 
und ohnmächtig fühlen.

Medien-, Informations- und KI-Kompetenz helfen Einzel-
personen dabei, sich nicht den anthropomorphisierenden 
Tendenzen von KI-Systemen anzupassen, und ermögli-
chen es ihnen, diese Systeme als Werkzeuge zu betrachten 
und stets eine externe Validierung der von KI-Systemen 
bereitgestellten Quellen vorzunehmen – die ungenau oder 
falsch sein könnten. Solch eine Kompetenz ermöglicht 
auch einen besseren Datenschutz und eine bessere Privats-
phäre durch ein gesteigertes Bewusstsein für Sicherheits-
parameter und Beschwerdemöglichkeiten. Es ist wichtig, 
sich selbst und andere darin zu schulen, die KI bewusst 
zu nutzen, und in diesem Zusammenhang das eigene Bild 
(Fotos und Audio), das eigene Gesicht und die eigene 
Stimme zu bewahren, um zu verhindern, dass sie für die 
Erstellung schädlicher Inhalte und Verhaltensweisen wie 
digitalen Betrug, Cybermobbing und Deepfakes verwendet 
werden, die ohne Zustimmung der Betroffenen deren Pri-
vatsphäre und Intimität verletzen. So wie die industrielle 
Revolution grundlegende Kenntnisse erforderte, damit die 
Menschen auf neue Entwicklungen reagieren konnten, so 
erfordert auch die digitale Revolution digitale Kompetenz 
(zusammen mit humanistischer und kultureller Bildung), 
um zu verstehen, wie Algorithmen unsere Wahrnehmung 
der Realität prägen, wie KI-Verzerrungen funktionieren, 
welche Mechanismen das Erscheinen bestimmter Inhalte 
in unseren Feeds bestimmen, welche wirtschaftlichen Prä-
missen und Modelle der KI-Wirtschaft es gibt und wie sie 
sich verändern können. 

Wir müssen dafür sorgen, dass das Gesicht und die Stim-
me wieder die Person zum Ausdruck bringen. Wir müssen 
die Gabe der Kommunikation als die tiefste Wahrheit des 
Menschen bewahren, an der sich auch jede technologische 
Innovation orientieren muss.

Mit diesen Überlegungen danke ich allen, die sich für die 
hier dargelegten Ziele einsetzen, und segne von Herzen 
alle, die sich mithilfe der Kommunikationsmittel für das 
Gemeinwohl engagieren.

Aus dem Vatikan,  am 24. Januar 2026, dem Gedenk-
tag des heiligen Franz von Sales.

Leo PP. XIV

[1] »Nach dem Bild Gottes geschaffen zu sein bedeutet, dass 
dem Menschen seit seiner Erschaffung ein königlicher Charakter 
eingeprägt wurde [...]. Gott ist Liebe und Quelle der Liebe: Der 
göttliche Schöpfer hat auch diese Eigenschaft in unser Gesicht 
geschrieben, damit der Mensch durch die Liebe – Spiegelbild der 
göttlichen Liebe – die Würde seiner Natur und die Ähnlichkeit 
mit seinem Schöpfer erkennt und zum Ausdruck bringt« (Gregor 
von Nyssa, Die Erschaffung des Menschen: PG 44, 137).

Art. 69

Botschaft des Heiligen Vaters Leo XIV. 
zum 100. Weltmissionssonntag 

18. Oktober 2026
Eins in Christus, vereint in der Mission

 
Liebe Brüder und Schwestern!

In diesem Jahr 2026 wird der von Papst Pius XI. eingeführ-
te und in der Kirche sehr geschätzte Weltmissionssonntag 
zum 100. Mal begangen. Ich habe dafür das Thema »Eins 
in Christus, vereint in der Mission« gewählt. Nach dem 
Heiligen Jahr möchte ich die ganze Kirche ermutigen, mit 
Freude und Eifer im Heiligen Geist den missionarischen 
Weg fortzusetzen. Dazu braucht es in Christus geeinte 
Herzen, versöhnte Gemeinschaften und von allen die Be-
reitschaft zur großherzigen und vertrauensvollen Zusam-
menarbeit.

Beim Nachdenken über unser Eins-Sein in Christus und 
unser Vereint-Sein-in-der-Mission wollen wir uns von der 
göttlichen Gnade leiten und inspirieren lassen, um »das 
Feuer der missionarischen Berufung in uns zu erneuern« 
und gemeinsam im Engagement für die Evangelisierung 
voranzukommen, in »einem neuen missionarischen Zeital-
ter« in der Geschichte der Kirche (Predigt bei der heiligen 
Messe zur Heiligjahrfeier der Missionare und der Migran-
ten, 5. Oktober 2025).

1. Eins in Christus. Missionarische Jünger, vereint in ihm 
und mit den Brüdern und Schwestern

Im Zentrum der Mission steht das Geheimnis der Verei-
nigung mit Christus. Vor seinem Leiden betete Jesus zum 
Vater: »Alle sollen eins sein: Wie du, Vater, in mir bist 
und ich in dir bin, sollen auch sie in uns sein« (Joh 17,21). 
In diesen Worten wird der tiefste Wunsch Jesu, unseres 
Herrn, und zugleich die Identität der Kirche sichtbar, die 
die Gemeinschaft seiner Jünger ist, die aus der Dreifaltig-
keit hervorgeht und aus und in der Dreifaltigkeit lebt, im 
Dienste der Geschwisterlichkeit aller Menschen und der 
Harmonie mit allen Geschöpfen.
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Das Christsein ist nicht in erster Linie eine Reihe von 
Praktiken oder Ideen: Es ist ein Leben in der Einheit mit 
Christus, in der wir an der Relation des Sohnes mit dem 
Vater im Heiligen Geist teilhaben. Es bedeutet, in Christus 
zu bleiben wie die Reben am Weinstock (vgl. Joh 15,4), 
eingetaucht in das Leben der Dreifaltigkeit. Aus dieser 
Einheit entspringt die Gemeinschaft unter den Gläubigen 
und jede missionarische Fruchtbarkeit. Ja, »die commu-
nio [ist] zugleich Quelle und Frucht der Sendung», wie der 
heilige Johannes Paul II. lehrte (Apostolisches Schreiben 
Christifideles laici, 32).

Deshalb besteht die erste missionarische Verantwortung 
der Kirche darin, die geistliche und geschwisterliche Ein-
heit ihrer Glieder zu erneuern und lebendig zu erhalten. In 
vielen Situationen erleben wir Konflikte, Polarisierungen, 
Missverständnisse und gegenseitiges Misstrauen. Wenn 
dies auch in unseren Gemeinschaften geschieht, schwächt 
es ihr Zeugnis. Der Evangelisierungsauftrag, den Christus 
den Jüngern anvertraut hat, erfordert vor allem versöhnte 
Herzen, die nach Gemeinschaft streben. In diesem Sinne 
wird es von Bedeutung sein, die ökumenischen Beziehun-
gen zu allen christlichen Kirchen zu intensivieren und da-
bei auch die Chancen zu nutzen, die sich aus der gemein-
samen Feier des 1700. Jahrestages des Konzils von Nizäa 
ergeben haben.

Schließlich – aber nicht weniger wichtig – ruft uns das 
„Einssein in Christus“ dazu auf, unseren Blick stets auf 
den Herrn zu richten, damit er wirklich im Zentrum un-
seres persönlichen und gemeinschaftlichen Lebens, jedes 
Wortes, jeder Handlung und jeder zwischenmenschlichen 
Beziehung steht, sodass wir voller Staunen sagen können: 
»Nicht mehr ich lebe, sondern Christus lebt in mir« (Gal 
2,20). Dies wird möglich im beständigen Hören auf sein 
Wort und durch die Gnade der Sakramente, um lebendige 
Bausteine der Kirche zu sein, die heute aufgerufen ist, die 
Grundanliegen des Zweiten Vatikanischen Konzils und des 
nachfolgenden päpstlichen Lehramtes, insbesondere das 
von Papst Franziskus, aufzugreifen. Wie der heilige Paulus 
sagt: »Wir verkünden nämlich nicht uns selbst, sondern Je-
sus Christus als den Herrn« (2 Kor 4,5). Ich wiederhole da-
her die Worte des heiligen Paul VI.: »Es gibt keine wirkli-
che Evangelisierung, wenn nicht der Name, die Lehre, das 
Leben, die Verheißungen, das Reich, das Geheimnis von 
Jesus von Nazaret, des Sohnes Gottes, verkündet werden« 
(Apostolisches Schreiben Evangelii nuntiandi, 22). Dieser 
Prozess echter Evangelisierung beginnt im Herzen jedes 
Christen und erstreckt sich dann auf die ganze Menschheit.

Je mehr wir also in Christus vereint sind, desto mehr kön-
nen wir gemeinsam die Sendung erfüllen, die er uns an-
vertraut.

2. Vereint in der Mission. Damit die Welt an Christus, den 
Herrn, glaubt

Die Einheit der Jünger ist kein Selbstzweck: Sie ist auf die 
Sendung ausgerichtet. Jesus sagt dies ganz klar: »Damit 
die Welt glaubt, dass du mich gesandt hast.« (Joh 17,21). 

Erst im Zeugnis einer versöhnten, geschwisterlichen und 
solidarischen Gemeinschaft entfaltet die Verkündigung 
des Evangeliums ihre volle kommunikative Kraft.

In dieser Hinsicht verdient das Motto des seligen Paolo 
Manna Beachtung: »Die ganze Kirche für die Bekehrung 
der ganzen Welt«. Es bringt das Ideal auf den Punkt, das 
1916 zur Gründung der Päpstlichen Missionsvereinigung 
führte. Ihr gilt anlässlich ihres 110-jährigen Bestehens 
meine Anerkennung und mein Segen für ihr Engagement, 
den missionarischen Geist von Priestern, Ordensleuten und 
Laien zu beleben und zu formen und die Vereinigung aller 
an der Evangelisierung beteiligten Kräfte zu fördern. Kein 
Getaufter ist nämlich von der Mission ausgeschlossen oder 
ihr gegenüber gleichgültig: alle, also jeder entsprechend 
seiner Berufung und seiner Lebenssituation, nehmen an 
dem großen Werk teil, das Christus seiner Kirche anver-
traut. Papst Franziskus hat mehrfach daran erinnert, dass 
die Verkündigung des Evangeliums immer ein gemeinsa-
mes, gemeinschaftliches, synodales Handeln ist.

Deshalb bedeutet Einheit in der Sendung, die Spiritualität 
der Gemeinschaft und der missionarischen Zusammenar-
beit zu bewahren und zu pflegen. Indem wir jeden Tag in 
dieser Haltung wachsen, lernen wir mit Gottes Gnade, un-
sere Brüder und Schwestern immer mehr mit den Augen 
des Glaubens zu sehen, mit Freude das Gute zu erkennen, 
das der Heilige Geist in jedem wirkt, die Verschieden-
heit als Reichtum anzunehmen, die Lasten der anderen 
zu tragen und immer die Einheit zu suchen, die von oben 
kommt. Denn wir alle haben gemeinsam eine einzige Sen-
dung von »einem Herrn, einem Glauben, einer Taufe,  ei-
nem Gott und Vater aller, der über allem und durch alles 
und in allem ist« (vgl. Eph 4,1-6). Diese Spiritualität ist die 
alltägliche Form der missionarischen Nachfolge. Sie hilft 
uns, eine universale Sicht des Evangelisationsauftrages 
der Kirche wiederzugewinnen und die Zersplitterung der 
Bemühungen und die spaltenden Gruppenbildungen wie 
die „des Paulus“, „des Apollos“ unter den Anhängern des 
einen Herrn zu überwinden (vgl. 1 Kor 1,10-12).

Die missionarische Einheit ist natürlich nicht als Unifor-
mität zu verstehen, sondern als Zusammenwirken ver-
schiedener Charismen für dasselbe Ziel: die Liebe Christi 
sichtbar zu machen und alle zur Begegnung mit ihm einzu-
laden. Die Evangelisierung verwirklicht sich, wenn die lo-
kalen Gemeinschaften miteinander zusammenarbeiten und 
wenn kulturelle, spirituelle und liturgische Unterschiede 
sich voll und ganz und harmonisch in demselben Glauben 
ausdrücken. Ich ermutige daher die kirchlichen Instituti-
onen und Einrichtungen, das Gefühl der missionarischen 
Gemeinschaft der Kirche zu stärken und mit Kreativität 
konkrete Wege der Zusammenarbeit untereinander für und 
in der Mission zu entwickeln.

In diesem Zusammenhang danke ich den Päpstlichen Mis-
sionswerken für ihren Dienst an der missionarischen Zu-
sammenarbeit, den ich bereits während meines Wirkens in 
Peru anerkennend erfahren habe. Diese Werke – das Mis-
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sionswerk der Glaubensverbreitung, das Kindermissions-
werk, das Missionswerk des Heiligen Apostels Petrus und 
die Missionsvereinigung – nähren und formen weiterhin 
das missionarische Bewusstsein der Gläubigen, von Klein 
und Groß, und fördern ein Netzwerk des Gebets und der 
Nächstenliebe, das die Gemeinschaften der ganzen Welt 
verbindet. Es ist bezeichnend, dass die Gründerin des Mis-
sionswerkes der Glaubensverbreitung, die selige Pauline 
Marie Jaricot, vor zweihundert Jahren den Lebendigen 
Rosenkranz ins Leben gerufen hat, der auch heute noch 
viele Gläubige in Gebetsgruppen aus der Ferne zusam-
menbringt, um für alle spirituellen und missionarischen 
Anliegen zu beten. Es sei auch daran erinnert, dass Pius XI. 
auf Vorschlag des Missionswerkes der Glaubensverbrei-
tung 1926 den Weltmissionssonntag ins Leben rief, dessen 
jährliche Kollekte im Namen des Papstes für die verschie-
denen Bedürfnisse der kirchlichen Mission verteilt wird. 
Die vier Werke spielen also insgesamt und jedes für sich 
in seiner Besonderheit nach wie vor eine wertvolle Rolle 
für die gesamte Kirche. Sie sind ein lebendiges Zeichen 
der Einheit und der kirchlichen Missionsgemeinschaft. Ich 
lade alle ein, mit ihnen dankbar zusammenzuarbeiten.

3. Mission der Liebe. Die treue Liebe Gottes verkünden, 
leben und weitergeben

Einheit ist die Voraussetzung für die Mission, die Liebe ist 
ihr Inhalt. Die Frohe Botschaft, die wir der Welt verkün-
den sollen, ist kein abstraktes Ideal: Es ist das Evangelium 
der treuen Liebe Gottes, die im Antlitz und im Leben Jesu 
Christi Gestalt angenommen hat.

Die Mission der Jünger und der ganzen Kirche ist die 
Fortsetzung der Sendung Christi im Heiligen Geist: eine 
Sendung, die aus der Liebe entsteht, in der Liebe gelebt 
wird und zur Liebe führt. So schließt der Herr selbst sein 
großes Gebet zum Vater vor seinem Leiden, nachdem er 
um die Einheit der Jünger gebetet hat, mit den Worten ab: 
»damit die Liebe, mit der du mich geliebt hast, in ihnen ist 
und ich in ihnen bin« (Joh 17,26). Die Apostel verkünden 
also das Evangelium, gedrängt von der Liebe Christi und 
für Christus (vgl. 2 Kor 5,14). Ebenso haben im Laufe der 
Jahrhunderte Scharen von Christen, Märtyrern, Bekenner 
und Missionaren ihr Leben gegeben, um diese göttliche 
Liebe der Welt bekannt zu machen. So setzt sich die Evan-
gelisierungsmission der Kirche unter der Führung des 
Heiligen Geistes, des Geistes der Liebe, bis zum Ende der 
Zeiten fort.

Deshalb möchte ich ganz besonders den Missionaren und 
Missionarinnen von heute danken: Menschen, die wie der 
heilige Franz Xaver ihre Heimat, ihre Familie und jede Si-
cherheit verlassen haben, um das Evangelium zu verkün-
den und Christus und seine Liebe an Orte zu bringen, die 
oft schwierig, arm, von Konflikten geprägt oder kulturell 
fremd sind. Sie verschenken sich weiterhin mit Freude 
trotz Widrigkeiten und menschlichen Grenzen, weil sie 
wissen, dass Christus selbst mit seinem Evangelium der 
größte Reichtum ist, den es zu teilen gilt. Mit ihrer Beharr-

lichkeit zeigen sie, dass die Liebe Gottes stärker ist als jede 
Barriere. Die Welt braucht noch immer diese mutigen Zeu-
gen Christi und die kirchlichen Gemeinschaften brauchen 
noch immer neue missionarische Berufungen, die uns stets 
am Herzen liegen müssen und für die wir unablässig zum 
Vater beten müssen. Möge er uns die Gabe junger Men-
schen und Erwachsener schenken, die bereit sind, alles zu 
verlassen, um Christus auf dem Weg der Evangelisierung 
bis an die Enden der Erde zu folgen!

In Bewunderung für die Missionare und Missionarinnen 
richte ich einen besonderen Appell an die gesamte Kirche: 
Verbinden wir uns alle mit ihnen im Evangelisationsauf-
trag durch das Zeugnis unseres Lebens in Christus, durch 
das Gebet und durch unseren Beitrag für die Missionen. 
Wir wissen, dass oft »die Liebe nicht geliebt wird«, wie 
der heilige Franz von Assisi sagte, auf den wir 800 Jah-
re nach seinem Heimgang besonderes schauen. Lassen 
wir uns von seinem Wunsch anstecken, in der Liebe des 
Herrn zu leben und sie an die Nahe- und Fernstehenden 
weiterzugeben. Er sagte: »Die Liebe dessen, der uns sehr 
geliebt hat, müssen wir sehr lieben« (Hl. Bonaventura von 
Bagnoregio, Leggenda maior, Kap. IX, 1; Franziskus-
Quellen, 741). Lassen wir uns auch vom Eifer der heiligen 
Theresia vom Kinde Jesu anspornen. Sie hatte sich vorge-
nommen, ihre Sendung auch nach dem Tod fortzusetzen, 
und erklärte: »Ich werde nämlich im Himmel denselben 
Wunsch haben wie auf der Erde: Jesus zu lieben und zu 
bewirken, dass er geliebt wird«.« (Brief an Abbé Bellière,                           
24. Februar 1897).

Angeregt durch diese Zeugnisse wollen wir uns alle, je-
der entsprechend seiner Berufung und den empfangenen 
Gaben, für den großen Auftrag der Evangelisierung ein-
setzen, die immer ein Werk der Liebe ist. Eure Gebete und 
eure konkrete Unterstützung, insbesondere anlässlich des 
Weltmissionssonntags, werden eine große Hilfe sein, um 
das Evangelium der Liebe Gottes allen Menschen zu brin-
gen, gerade den Ärmsten und Bedürftigsten. Jede Gabe, 
auch die kleinste, wird zu einer bedeutenden Tat missi-
onarischer Gemeinschaft. Deshalb erneuere ich meinen 
herzlichen Dank »für alles, was ihr tun werdet, um mir zu 
helfen, den Missionaren in allen Teilen der Welt zu helfen« 
(Videobotschaft zum Weltmissionssonntag 2025). Und um 
die geistliche Gemeinschaft zu fördern, gebe ich euch, ver-
bunden mit meinem Segen, dieses einfache Gebet mit auf 
den Weg:

Gütiger Vater, schenke uns, dass wir eins sind in Christus, 
verwurzelt in seiner Liebe, die uns eint und erneuert. Lass 
alle Glieder der Kirche vereint sein in der Sendung, füg-
sam gegenüber dem Heiligen Geist, mutig im Zeugnis des 
Evangeliums, indem sie jeden Tag deine treue Liebe zu 
jedem Geschöpf verkünden und verkörpern.

Segne die Missionare und Missionarinnen, stütze sie in ih-
ren Mühen, bewahre sie in der Hoffnung!

Maria, Königin der Missionen, begleite unser Evangelisie-
rungswerk in allen Teilen der Welt: Mache uns zu Werk-
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zeugen des Friedens und lass die ganze Welt in Christus 
das rettende Licht erkennen. Amen.

Aus dem Vatikan,  25. Januar 2026, 3. Sonntag im Jah-
reskreis, Fest der Bekehrung des heiligen Apostels Paulus.

LEO PP. XIV

Art. 70

Gemeinsames Wort der Kirchen 
zur interkulturellen Woche 2026

27. September bis 4. Oktober 2026

DAFÜR!
In unserer von vielgestaltigen Krisen gekennzeichneten 
Zeit fällt es oft schwer, zuversichtlich in die Zukunft zu 
schauen. Die Nachrichten sind voll von Kriegen und ge-
waltsam ausgetragenen Machtkämpfen an vielen Orten 
der Welt. Zwar leben wir selbst mehr oder weniger weit 
von Kriegs- und Konfliktregionen entfernt, aber wir mer-
ken doch immer deutlicher, wie alles in der Welt zusam-
menhängt und dass wir nicht einfach wegschauen können. 
Nicht nur die europäische Friedensordnung, sondern auch 
die geopolitische Stabilität der vergangenen Jahrzehnte, 
die unserem Land ein Leben in Frieden und Sicherheit 
ermöglichten, sind immer neuen Erschütterungen ausge-
setzt. Die Folgen der Krisen erreichen uns, der eigene All-
tag verändert sich, täglich und deutlich spürbar. Zu unse-
rer Gesellschaft gehören nicht wenige Menschen, die vor 
Krieg und Gewalt fliehen mussten und bei uns Zuflucht 
gefunden haben. Wir wissen um ihren Schmerz, denn sie 
haben fast alles verloren und müssen neu anfangen. Und 
sie bangen um ihre Verwandten und Freunde, die weiterhin 
dort leben, wo alles zerbricht.

Angesichts solcher Verschiebungen nehmen Unsicherheit, 
Sorge und tatsächlich auch Angst um die Zukunft immer 
mehr zu. Viele Menschen fragen sich: Wie wollen wir le-
ben – wie werden wir leben? Wohin entwickelt sich unsere 
Gesellschaft, wie stabil ist unser demokratisches Staatsge-
füge? In welch einem Land, in was für einer Welt werden 
die nächsten Generationen leben?

In dieser Situation, in der auch die öffentlichen Debatten 
um große gesellschaftliche Fragen so oft von Kleinmut, 
Angst und einem „Dagegen“ bestimmt werden, wollen 
wir mit der Interkulturellen Woche und ihrem Motto „DA-
FÜR!“ bewusst einen positiven und hoffnungsvollen Ak-
zent setzen. Wir sind dafür, der Nächstenliebe täglich auf 
die Welt zu helfen.

Wir sind dafür, der Angst und Spaltung klar zu widerste-
hen. Wir sind dafür, in Mitmenschlichkeit zusammenzu-
leben – im persönlichen Lebensumfeld, in unserem Land 
und mit der weltweiten Menschheitsfamilie. Wir sind da-
für, in einer offenen Gesellschaft zu leben, die sich für die 

Teilhabe aller einsetzt. Und besonders sind wir dafür da, 
an der Seite der Schwachen und Ungeschützten zu stehen. 

Unser entschiedenes „DAFÜR!“ entspringt nicht einem 
naiven Optimismus, der die Augen vor der Wirklichkeit 
verschließt. Sondern es ist Ausdruck der Hoffnung, die uns 
unser Glaube schenkt. In der Heiligen Schrift, der Quelle, 
von der wir leben, heißt es: „Sei stark und mutig! Lass 
dich nicht einschüchtern und hab keine Angst. Denn 
ich, der Herr, dein Gott, bin bei dir, wohin du auch 
gehst“ (Josua 1,9). 

Diese biblische Botschaft nimmt uns hinein in eine Jahr-
tausende alte Tradition der Hoffnung und Zuversicht. 
Schon Generationen vor uns haben ähnliche Krisen und 
Ängste erlebt wie wir – und dennoch Wege in die Zukunft 
gefunden. Weil ihr Mut und ihre Hoffnung stärker waren 
als die Zerstörung; weil sie mit ihrem Lebensmotto „DA-
FÜR!“ jene Kräfte überwinden konnten, die einem gelin-
genden Miteinander entgegenstanden. Weil ihr Vertrauen 
in das Leben stärker war als jedes „Dagegen“ und zur 
Kraftquelle für gemeinsames Handeln wurde.

„Sei stark und mutig!“ 

In unserer Zeit, heute, rufen wir diese Hoffnungsbotschaft 
aus und setzen auf den Mut und die Kraft, die uns zuge-
sprochen sind. Angesichts der prognostizierten Zustim-
mungswerte für völkisch-nationalistische Kräfte bei den 
Landtags- und Kommunalwahlen in diesem Jahr bedeutet 
dies zuerst, sich nicht bange machen zu lassen. Stattdessen 
gilt es klar und deutlich Stellung zu beziehen und auf Ge-
fahren hinzuweisen. Tatsächlich drohen die Schwächung 
demokratischer Strukturen, die Erosion von Solidarität und 
Empathie in unserer Gesellschaft sowie die Ausgrenzung 
von Menschen und Menschengruppen. Entgegen einem 
solchen Szenario der gesellschaftlichen Kälte und Men-
schenfeindlichkeit setzen wir auf den Mut und die Kraft, 
die uns von Gott zugesprochen sind, um das Miteinander-
leben in einer komplexen Realität zu gestalten. Deshalb ist 
es uns so wichtig, Räume zu schaffen und Möglichkeiten 
zu eröffnen, einander wirklich zu begegnen und einander 
zuzuhören, um gemeinsam Perspektiven des „DAFÜR!“ 
zu entwickeln. 

Deshalb werden wir nicht müde, die Menschenwürde zu 
schützen, und stehen an der Seite derer, die in Not sind 
und Beistand nötig haben – egal, wer sie sind und woher 
sie kommen. „Denn ich, der Herr, dein Gott, bin bei dir, 
wohin du auch gehst“, diese Zusage gilt für jeden einzel-
nen Menschen. Und niemand hat das Recht, sich über eine 
andere Person zu erheben.

Auf europäischer Ebene erleben wir mit der Umsetzung 
der Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems 
(GEAS) eine Zäsur, die wir wachsam und kritisch beglei-
ten. Die Rechte schutzsuchender Menschen müssen ge-
achtet werden und dürfen niemals zur Disposition stehen. 
Deshalb erwarten wir Mitmenschlichkeit von der europä-
ischen Politik. 
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Insbesondere angesichts neuer Regelungen, nach de-
nen Schutzsuchende – auch Kinder – für die Dauer der 
Überprüfung ihres Asylantrages in haftähnlichen Zentren 
festgesetzt werden sollen, fragen wir: Wie geht das mit 
den grundlegenden menschenrechtlichen Verpflichtungen 
Europas zusammen? Wie passt das zum Schutz der Men-
schenwürde sowie zum vorrangigen Wohl des Kindes, 
wie sie im Völkerrecht, im europäischen Recht und in der 
christlichen Ethik verankert sind?

Im Blick auf die diesjährige Interkulturelle Woche, die in 
der Zeit vom 27. September bis 4. Oktober 2026 stattfin-
den wird, danken wir schon heute den Organisatorinnen 
und Organisatoren der vielen Tausend Initiativen und Ein-
zelveranstaltungen an so vielen Orten. Seit mehr als 50 
Jahren sorgen Menschen in ihren Städten, Kommunen und 
Kirchengemeinden „DAFÜR!“, dass Integration gelingen 
kann und gesellschaftlicher Zusammenhalt gestärkt wird. 
In den letzten Jahren ist dieses zivilgesellschaftliche Enga-
gement häufiger unter Druck geraten und zur Zielscheibe 
antidemokratischer Kräfte geworden. Unser großer Res-
pekt gilt deshalb allen, die sich überall vor Ort mit Mut 
und Kraft für das interkulturelle Miteinander, unsere De-
mokratie und ein hoffnungsvolles „DAFÜR!“ einsetzen. 
Möge die Interkulturelle Woche auch in diesem Jahr ein 
Erfolg werden und viele Menschen berühren.

Bischof Dr. Heiner Wilmer 
Vorsi tzender  der 

Deutschen Bischofskonferenz

Bischöfin Kirsten Fehrs 
Vorsi tzende des  Rates  der 

Evangel ischen Kirche in  Deutschland 

Metropolit Dr. h.c. Augoustinos von Deutschland 
Vorsi tzender  der 

Orthodoxen Bischofskonferenz in  Deutschland

Hinweis:

Das „Gemeinsame Wort der Kirchen zur Interkulturellen 
Woche 2026“ ist als pdf-Datei unter www.dbk.de verfüg-
bar. 

Für die Vorbereitung der Interkulturellen Woche hat der 
Ökumenische Vorbereitungsausschuss eine Reihe von 
Materialien (Aktionsumschlag, Flyer, Plakate und Post-
karten) erstellt, die unter www.interkulturellewoche.de 
bestellt werden können. Dort finden Sie auch weitere In-
formationen.

Art. 71

Aufruf der deutschen Bischöfe
zum Caritas-Sonntag 2026

Liebe Schwestern und Brüder,
die Caritaskampagne 2026 steht unter dem Leitwort: „Zu-
sammen geht was. Caritas verbindet Generationen“. Sie 
bringt zum Ausdruck, dass Zukunft dort entsteht, wo Ge-
nerationen miteinander unterwegs sind und Verantwortung 
füreinander übernehmen. Wenn die Erfahrungen der Äl-
teren und die Perspektiven der Jüngeren zusammenkom-
men, wächst die Wahrscheinlichkeit tragfähiger Innovati-
onen und es gewinnen Verständnis, Solidarität und faire 
Chancen. 

Die Caritas unterstützt Menschen in allen Lebensphasen 
und stärkt Begegnungen und Beziehungen zwischen den 
Generationen: zwischen dem jungen Freiwilligendienst-
leistenden und der hochbetagten Seniorin, zwischen der 
Erzieherin und ihren Kita-Kindern, in ehrenamtlichen Fa-
milienpatenschaften und in der Smartphone-Sprechstunde 
der youngcaritas.

Wir bitten Sie: Unterstützen Sie die vielfältige Arbeit der 
Caritas mit Ihrer großherzigen Spende.

Herzlichen Dank! 

Berl in ,  den 23. Juni 2026

Für das Bistum Osnabrück

+ Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück

***
Kollektenankündigung am Caritas-Sonntag 2026

Die heutige Kollekte ist für die Arbeit der Caritas bestimmt. 
In diesem Jahr stellt die Caritas das Miteinander der Gene-
rationen in den Mittelpunkt, die an vielen Caritas-Orten in 
unserem Bistum füreinander Verantwortung übernehmen 
und Menschen in allen Lebensphasen unterstützen.

Mit Ihrem Beitrag zur Kollekte unterstützen Sie diese Ar-
beit.

Herzlichen Dank!
***

Dieser Aufruf und die Kollektenankündigung sollen in den 
Amtsblättern veröffentlicht werden. Es wird empfohlen, 
den Aufruf in den Gottesdiensten am Sonntag (einschließ-
lich der Vorabendmessen) vor dem Kollektentermin – also 
am 13.09.2026 – zu verlesen. In jedem Fall ist dafür Sor-
ge zu tragen, dass er den Gemeinden in geeigneter Weise 
bekannt gemacht wird (Pfarrbrief, Homepage, Aushang 
usw.). Die Verlesung der Kollektenankündigung am Tag 
der Kollekte selbst (z. B. nach den Fürbitten) ist obliga-
torisch.
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Art. 72

Aufruf der deutschen Bischöfe 
zum Sonntag der Weltmission 2026

Liebe Schwestern und Brüder,

„Sei mutig und stark“ – dieses Wort aus dem Buch Josua 
(1,6) steht über dem Sonntag der Weltmission 2026. Es 
lenkt unseren Blick nach Madagaskar, wo viele Menschen 
jeden Tag mutig und stark um das Nötigste ringen müssen: 
um Nahrung, um medizinische Hilfe, um Bildung für die 
Kinder.

Die Kirche in Madagaskar unterstützt sie dabei. Besonders 
in den ländlichen Gebieten ist sie oft die einzige Instituti-
on, die soziale und medizinische Dienste oder Bildungs-
möglichkeiten anbietet. Sie ermutigt die Menschen auch, 
selbst für eine bessere Zukunft ihres Landes zu kämpfen. 
Zugleich stärkt sie die Christen in ihrem Glauben.

Seit 100 Jahren erinnert uns der Sonntag der Weltmissi-
on daran, dass wir Christinnen und Christen weltweit zu-
sammengehören. Das Hilfswerk Missio ist dieser globalen 
Solidarität verpflichtet. Bitte unterstützen Sie die wichtige 
Arbeit von Missio und seinen Projektpartnern. Helfen Sie 
mit, dass sich die Kirche in Madagaskar und in anderen 
Ländern dieser Welt für die Armen und Benachteiligten 
engagieren kann.

Würzburg,  26. Februar 2026

Für das Bistum Osnabrück

+ Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück

***

Kollektenankündigung am Sonntag der Weltmission 
2026, dem 25. Oktober 2026

Die heutige Kollekte ist für die Arbeit von Missio be-
stimmt. Das Hilfswerk unterstützt die Kirche in Afrika, 
Asien und Ozeanien. Es geht dabei um pastorale und sozi-
ale Projekte, die insbesondere den Armen zugute kommen. 
Bitte beteiligen Sie sich an dieser weltweiten Solidaritäts-
aktion mit einer großzügigen Spende. Haben Sie herzli-
chen Dank!

***

Der Aufruf und die Kollektenankündigung sollen in den 
Amtsblättern veröffentlicht werden. Es wird empfohlen, 
den Aufruf am 18. Oktober 2026 in allen Gottesdiensten 
(auch am Vorabend) zu verlesen. In jedem Fall ist da-
für Sorge zu tragen, dass er den Gemeinden in geeigne-
ter Weise bekannt gemacht wird (Pfarrbrief, Homepage, 
Aushang usw.). Die Verlesung der Kollektenankündigung 
am Tag der Kollekte selbst (z. B. nach den Fürbitten) ist 
obligatorisch. Die Kollekte am Weltmissionssonntag, dem 

25. Oktober 2026 (und am Vorabend), ist ausschließlich 
für die Päpstlichen Missio-Werke in Aachen und München 
bestimmt.

Art. 73

Arbeitsvertragsrichtlinien des
Deutschen Caritasverbandes (AVR)

Die AVR sind durch die Beschlüsse der Bundeskommis-
sion der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen 
Caritasverbandes vom 18.06.2026 geändert bzw. ergänzt 
worden.

Korrekturbeschluss AVR 2027

A.
Beschlusstext:

I.	 Änderungen in Teil II. der Anlage 7 zu den AVR

1.	 Abschnitt F, Studieren in ausbildungsintegrierten 
dualen Studiengängen

	 In § 12 Abschnitt F des Teils II. der Anlage 7 zu den 
AVR wird die Jahresangabe „2026“ durch die Jah-
resangabe „2027“ ersetzt.

2.	Abschnitt G, Studieren in praxisintegrierten dualen 
Studiengängen

	 In § 6 Abschnitt G des Teils II. der Anlage 7 zu den 
AVR wird die Jahresangabe „2026“ durch die Jah-
resangabe „2027“ ersetzt.

II.	 Änderungen im Anhang Auszubildende AVR

1.	 Abschnitt F, Studieren in ausbildungsintegrierten 
dualen Studiengängen

	 In § 12 Abschnitt F des Teils II. Anhang Auszubil-
dende AVR wird die Jahresangabe „2026“ durch die 
Jahresangabe „2027“ ersetzt.

2.	Abschnitt G, Studieren in praxisintegrierten dualen 
Studiengängen

	 In § 6 Abschnitt G des Teils II. Anhang Auszubil-
dende AVR wird die Jahresangabe „2026“ durch die 
Jahresangabe „2027“ ersetzt.

III.	 Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Juli 2026 in Kraft.

B.
Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Die Abschnitte F und G des Teils II. der Anlage 7 zu den 
AVR bzw. ab 2027 des Anhangs Auszubildende AVR sind 
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derzeit bis zum 31. Juli 2026 befristet. Ohne eine Frist-
verlängerung entfallen ab dem 1. August 2026 diese Re-
gelungen zu „Studieren in ausbildungsintegrierten dualen 
Studiengängen“ sowie zu „Studieren in praxisintegrierten 
dualen Studiengängen“ ersatzlos. 

Daher werden die Regelungen der beiden benannten Ab-
schnitte um ein Jahr verlängert bei ansonsten unveränder-
tem Inhalt.

C.
Beschlusskompetenz

Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt 
des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ord-
nung. Es handelt sich um keine Festlegung der mittleren 
Werte im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung.

D.
Beschlusstext:

1.	 Änderung in § 15 AVR (2027)

Nach § 15 Absatz 10 AVR (2027) wird folgende An-
merkung eingefügt:
„Anmerkung zu Absatz 10:
Bis zum 31. Dezember 2035 fallen unter Absatz 10 
auch Rettungsdienste.“

2.		 Änderung in § 28 Absatz 3 AVR (2027)

In § 28 Absatz 3 AVR wird ein neuer Satz 3 eingefügt:
„3Absatz 3 gilt nicht für die besonderen Zulagen nach 
Absatz 4.“

3.		 Änderung in § 1 Absatz 2 Teil II. Anhang Lehr-
kräfte AVR (2027)

In § 1 Absatz 2 des Teils II. Anhang Lehrkräfte AVR 
wird ein neuer Satz 3 eingefügt:
„3§ 13 Teil II. Anhang Überleitung findet entsprechend 
Anwendung, ansonsten finden die Bestimmungen des 
Anhangs Überleitung keine Anwendung.“

4.		 Änderung in § 4 Anhang Fahrdienste AVR (2027)

a) 	§ 4 Satz 1 Anhang Fahrdienste AVR wird wie folgt 
neu gefasst:

	 „1Die Bestimmungen der Anhänge Entgeltord-
nung, Auszubildende, besondere Regelungen für                  
Praktikanten, Lehrkräfte, Ärztlicher Dienst, Inklu-
sionsbetriebe und Modellprojekte sowie die §§ 18 
Abs. 4 bis 5, 27, 30, 31, 32, 33 und 35 AVR finden 
keine Anwendung auf Mitarbeiter in Fahrdiens-
ten.“

b) 		In § 4 Anhang Fahrdienste AVR wird ein neu-
er Satz 2 eingefügt, der bisherige Satz 2 wird zu    
Satz 3:

	 „2§ 13 Teil II. Anhang Überleitung findet entspre-
chend Anwendung, ansonsten finden die Bestim-
mungen des Anhangs Überleitung keine Anwen-
dung.“

5. 		 Korrektur in § 2 Teil I. Anhang Überleitung AVR 
(2027)

Die Zuordnungstabelle nach § 2 Teil I. Anhang 
Überleitung AVR wird bezüglich der Zuordnung der          
VG 5b Ziffer 25b korrigiert, indem in der rechten 
Spalte der Zusatz „Fallgruppe 2“ gestrichen wird. Die 
Zuordnung lautet dann korrekt:

Vergütungsgruppe 5b
(…) (…)
Ziffer 25b Teil A, Abschnitt I, 

Ziffer 3, EG 9a

6.		 Änderung in §§ 11 ff Teil II. Anhang Überleitung 
AVR

a) 		Änderungen im § 11 Teil II. Anhang Überleitung 
AVR 

Der § 11 Teil II. Anhang Überleitung wird in „§ 11 
Zulagenregelungen“ umbenannt. 

In § 11 Absatz 2 Teil II. Anhang Überleitung wird 
das Wort „Besitzstandszulage“ durch das Wort                                                       
„Zulage“ ersetzt.

b) 		Änderungen im § 11b Teil II. Anhang Überleitung 
AVR ab 2027

In § 11b Abs. 1 Teil II. Anhang Überleitung wird 
das Wort „Besitzstandszulage“ durch das Wort                                                                          
„Zulage“ ersetzt. 

c)		 Änderung in § 12 Teil II. Anhang Überleitung 
AVR ab 2027

In § 12 Abschnitt C Teil II. Anhang Überleitung 
wird in der Überschrift der Klammerzusatz „(Be-
sitzstandregelung)“ gestrichen.

In § 12 Abschnitt C Absatz e) Satz 1 Teil II. An-
hang Überleitung wird das Wort „Besitzstandszu-
lage“ durch das Wort „Zulage“ ersetzt.

7.		 Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Januar 2027 in Kraft.

E.
Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Zu 1.: 

Die Änderungen dienen dem lückenlosen Anschluss der 
AVR (2027), die ab dem 1. Januar 2027 an die Stelle der 
geltenden AVR treten. 
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Die Änderung zu § 15 Abs. 10 AVR (2027) dient der be-
fristeten Angleichung an die Regelung in § 8 Abs. 8 An-
lage 5 AVR, in der durch die Anmerkung zu § 8 Abs. 1 
klargestellt ist, dass diese auch für Rettungsdienste gilt.           
§ 15 Abs. 10 AVR (2027) wird durch Einfügen der genann-
ten Anmerkung der Regelung in § 8 Abs. 8 Anlage 5 AVR 
angeglichen. Die Regelung ist bis zum 31. Dezember 2035 
befristet.

Zu 2.: 

Mit der obigen Änderung wird der Status Quo nach              
§ 12 Abs. 3 und Abs. 5 Anlage 31 AVR (bzw. § 52                               
Abs. 5 und Abs. 7 TVöD BT-K) fortgeführt. Auch in den 
AVR ab 2027 erhalten Mitarbeiter, die in einer S-Gruppe 
eingruppiert sind, weder die Zulage noch die Einmalzah-
lung nach § 28 Abs. 4 Buchst. a) und d) AVR. Mitarbeiter, 
die in einer P-Gruppe eingruppiert sind, erhalten ebenfalls 
nicht die Einmalzahlung gemäß § 28 Abs. 4 Buchst. d) 
AVR.

Nach dem ursprünglichen Wortlaut in § 28 Abs. 3 AVR ab 
2027 wurde bezüglich der „Übersetzung“ auf die gesamte 
AVR-Bezug genommen:

„Bei Mitarbeitern nach Absatz 2 Satz 2 entspricht, soweit 
in den AVR auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genom-
men wird, (…Zuordnung S-Gruppen und P-Gruppen zu 
den E-Gruppen).“

Somit hätten die Zulage und Einmalzahlung nach § 28 
Abs. 4 Buchst. a) und d) AVR für die S-Gruppen bzw. die 
Einmalzahlung nach § 28 Abs. 4 Buchst. d) AVR für die 
P-Gruppen gezahlt werden müssen. 

Nach den Regelungen in § 12 Abs. 3 und Abs. 5 der Anla-
ge 31 AVR erhalten nur Mitarbeiter, 

-	 die in eine der Entgeltgruppen 5 bis 15 bzw. P 4 bis 
16 eingruppiert sind, zuzüglich zu dem Tabellenent-
gelt eine nicht dynamische Zulage i.H.v. monatlich 
25 Euro 

-	 die in eine der Entgeltgruppen 1 bis 4 eingruppiert 
sind, zuzüglich zu dem Tabellenentgelt einmalig im 
Kalenderjahr eine Einmalzahlung i.H.v. 8,04 v.H. 
der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgeltgruppe. 

Entsprechend sehen es auch die Regelungen nach § 52 
Abs. 5 und Abs. 7 TVöD BT-K vor. 

Mitarbeiter, die in einer S-Gruppe eingruppiert sind, er-
halten weder diese 25 Euro-Zulage noch diese Einmalzah-
lung. Mitarbeiter, die in einer P-Gruppe eingruppiert sind, 
erhalten ebenfalls nicht diese Einmalzahlung.

Zu 3. und 4.: 

Mit dieser Korrektur finden die Regelungen zu dem AZV-
Tag für Mitarbeiter nach Teil II. Anhang Lehrkräfte sowie 
nach Anhang Fahrdienste befristet bis zum 31. Dezember 
2035 Anwendung.

Mitarbeiter nach den Anlage 21a und 23 zu den AVR 
haben bisher Anspruch auf den “AZV-Tag” nach § 1b                     
Anlage 5 zu den AVR. Die Anlage 5 zu den AVR wird 
durch § 1 Abs. 2 Anlage 21a bzw. § 4 Anlage 23 zu den 
AVR gerade nicht ausgeschlossen, findet also jeweils voll-
umfänglich Anwendung. 

In den AVR ab 2027 ist der AZV-Tag nur noch im Teil II. 
Anhang Überleitung befristet geregelt. Jedoch findet der 
Anhang Überleitung keine Anwendung u.a. auf Mitarbei-
ter nach den Anhängen Lehrkräfte (hier Teil II.) und Fahr-
dienste. Damit würden diese Mitarbeiter den “AZV-Tag” 
ab 2027 nicht mehr erhalten.

Eine solche inhaltliche Änderung war für diese Mitarbei-
ter durch die AVR ab 2027 nicht beabsichtigt. Die Anla-
gen 21a und 23 zu den AVR sollten inhaltsgleich, nur mit 
nötigen redaktionellen Anpassungen für die AVR ab 2027 
übernommen werden. Das wird durch diesen Beschluss 
korrigiert.

Zu 5.: 

Es handelt sich um eine rein redaktionelle Korrektur. Die 
Entgeltgruppe 9a nach Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3 Anhang 
Entgeltordnung beinhaltet keine Fallgruppe 2. 

Zu 6.: 

§ 31 AVR 2027 bestimmt in der Anmerkung zu Absatz 3 
Satz 1, dass Besitzstandszulagen bei der Berechnung der 
Berechnungsbasis des Gesamtvolumens des Leistungsent-
gelts bzw. der Sozialkomponente nicht zu den einzubezie-
henden ständigen Monatsentgelten gehören. Diese Rege-
lung wurde aus den §§ 15 der Anlagen 31 bis 33 der AVR 
wörtlich übernommen. Nicht zu den dort angesprochenen 
Besitzständen gehörten diejenigen der Anlage 1b sowie                                                                                                       
die Kinderzulagen nach Abschnitt V der Anlage 1 AVR 
einschl. der „Besitzstandsregelung“ in deren Unterab-                                                                                                       
schnitt C. Deren Anwendung war durch die Geltungs-
bereichsdefinitionen der Anlagen 31 bis 33 AVR ausge-
schlossen, weshalb sie bei den Besitzständen nicht relevant 
waren. 

Ebenso unverändert wurden diese in den bisherigen An-
lagen 31 bis 33 nicht zur Anwendung gekommenen Re-
gelungen aber auch in die §§ 11 bis 12 des Teils II des 
Anhangs Überleitung AVR 2027. Damit wurde auch der 
Begriff „Besitzstandszulage“ in diesen Regelungen mit 
übernommen. 

Damit würden diese Zulagen nach § 31 AVR 2027 aber 
nicht in die Berechnung des Gesamtvolumens einbezogen.

Um deren Einbeziehungspflicht bei der Berechnung des 
Leistungsentgeltes bzw. der Sozialkomponente nach § 31 
Abs. 3 AVR 2027 klarzustellen, werden mit der Änderung 
die Begriffsbestandteile „Besitzstands-“ in den § 11 bis 12 
Teil II. Anhang Überleitung gestrichen. Damit sind diese 
Bestandteile bei den ständigen Monatsentgelten nach § 31 
Abs. 3 AVR 2027 einzubeziehen und nicht durch die An-
merkung davon ausgeschlossen. 
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Andere Berechnungsgrundlagen in den AVR 2027 als die 
in § 31 AVR 2027 sind durch die Änderung nicht betroffen.

F.
Beschlusskompetenz

Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt 
des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ord-
nung. Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommis-
sion der Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 
Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung.

Frankfurt  a. M., den 18. Juni 2026

gez. Renate Jachmann-Willmer
Vorsitzende der Arbeitsrechtlichen Kommission 

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit für das Bis-
tum Osnabrück in Kraft gesetzt.

Osnabrück,  11.08.2026

+ Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück

Art. 74

Änderung der Satzung 
der Schulstiftung im Bistum Osnabrück

I.

Der Stiftungsrat der Schulstiftung im Bistum Osnabrück 
hat mit Zustimmung aller stimmberechtigten Mitglieder 
im Umlaufverfahren per Umlaufbeschluss vom 01. Juli bis 
03. Juli 2026 die Änderung der Satzung der Schulstiftung 
im Bistum Osnabrück vom 18.01.2001 (Kirchliches Amts-
blatt für die Diözese Osnabrück vom 28.03.2001, Band 53, 
Nr. 16, Artikel 182, Seite 201 ff.) zuletzt geändert durch 
Beschluss des Stiftungsrat vom 08.12.2021, der mit bi-
schöflicher Genehmigung vom 14.03.2022 in Kraft getre-
ten ist (Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Osnabrück 
vom 28.03.2022, Band 64, Nr. 3, Artikel 34, Seite 47 ff.), 
wie folgt beschlossen: 

1. § 6 (1) a) erhält folgenden Wortlaut: 

a)	 der Generalvikar des Bistums Osnabrück oder ein 
vom Bischof von Osnabrück Beauftragter, bei Va-
kanz des Bischöflichen Stuhls der ständige Vertreter 
des Diözesanadministrators.

2. § 8 (2) S. 3 erhält folgenden Wortlaut: 

Er hat den Stiftungsrat einzuberufen, wenn der Stiftungs-
vorstand, der Generalvikar, der vom Bischof Beauftragte 
oder ein Drittel der Mitglieder des Stiftungsrates dies unter 
Angabe der Gründe beantragen.

4. § 21 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut:

(1)	Die geänderte Fassung der Satzung der Schulstiftung 
im Bistum Osnabrück vom 18.01.2001 in der Ände-
rungsfassung vom 08.07.2026 tritt am 15.09.2026 in 
Kraft.

II.

Die zur Wirkung dieses Beschlusses gemäß § 19                    
Absatz 2 in Verbindung mit § 7 Absatz 2 q) der Satzung 
der Schulstiftung im Bistum Osnabrück erforderlichen 
Genehmigung wird hiermit erteilt. Gleichzeitig wird die 
Veröffentlichung des geänderten Wortlauts der Satzung 
unter Berücksichtigung der stiftungsaufsichtlichen Geneh-
migung im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Osna-
brück angeordnet. 

Osnabrück,  19.08.2026

L. S.   + Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück

Art. 75

Bekanntmachung des geänderten Wortlauts 
der Satzung der „Schulstiftung im Bistum 

Osnabrück“ vom 18.01.2001

Aufgrund der am 19. August 2026 erteilten bischöflichen 
Genehmigung des Umlaufbeschlusses des Stiftungsrates 
vom 01. Juli bis 03. Juli 2026 wird nachstehend der Wort-
laut der Stiftungssatzung in der ab dem 15. September 
2026 geltenden Fassung bekannt gemacht. 

Der neu gefasste Wortlaut der Stiftungssatzung berück-
sichtigt: 

1.	 die am 27. März 2001 in Kraft getretene Stiftungs-
satzung (Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Osna-
brück vom 28. März 2001, Band 53, Nr. 16, Artikel 
182, Seiten 201 ff.), 

2.	 den Änderungsbeschluss des Stiftungsrates vom          
04. Oktober 2006 sowie den vom 10. November bis  
16. November 2006, der mit bischöflicher Genehmi-
gung vom 20. November 2006 in Kraft getreten ist 
(Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Osnabrück 
vom 22. Dezember 2006, Band 56, Nr. 11, Artikel 143,           
Seite 136), 

3.	 den Stiftungsratsbeschluss vom 19. Juni 2012, der mit 
bischöflicher Genehmigung vom 02. Oktober 2012 in 
Kraft getreten ist (Kirchliches Amtsblatt für die Diöze-
se Osnabrück vom 12. Oktober 2012, Band 59, Nr. 7, 
Artikel 71, Seiten 108 ff.), 

4.	 den Stiftungsratsbeschluss vom 16. März 2016, der mit 
bischöflicher Genehmigung vom 01. Juli 2016 in Kraft 
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getreten ist (Kirchliches Amtsblatt für die Diözese                                                                           
Osnabrück vom 03. August 2016, Band 61, Nr. 6,                          
Artikel 74, Seiten 102 ff.),

5.	 den Stiftungsratsbeschluss vom 08. Dezember 2021, 
der mit bischöflicher Genehmigung vom 14. März 
2022 zum 01. April 2022 in Kraft getreten ist (Kirch-
liches Amtsblatt für die Diözese Osnabrück vom                     
28. März 2022, Band 64, Nr. 3, Artikel 34, Seiten 47 
ff.). 

6.	 den Umlaufbeschluss des Stiftungsrats vom 01. Juli bis 
03. Juli 2026, der mit bischöflicher Genehmigung vom 
19. August 2026 zum 15. September 2026 in Kraft tre-
ten wird (Kirchliches Amtsblatt für die Diözese Osna-
brück vom 27. August 2026, Band 66, Nr. 7, Artikel 74, 
Seite 458). 

Osnabrück,  19. August 2026

+ Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück

Satzung der 
„Schulstiftung im Bistum Osnabrück“1 

§ 1 Name und Sitz

(1)	Die Stiftung führt den Namen “Schulstiftung im 
Bistum Osnabrück”.

(2)	Die Stiftung hat ihren Sitz in Osnabrück.

(3)	Die Stiftung führt ein Dienstsiegel.

§ 2 Rechtsform

(1)	Die Stiftung wird nach kirchlichem Recht als selb-
ständige Stiftung mit öffentlicher Rechtspersön-
lichkeit gemäß cc. 1303 § 1 Nr. 1, 114 § 1 und 116 
§ 2 CIC errichtet.

(2)	Die Stiftung ist eine rechtsfähige kirchliche Stif-
tung des öffentlichen Rechts.

§ 3 Stiftungszweck

(1)	Zweck der Stiftung ist die Bildung und Erziehung 
von Kindern und Jugendlichen zu mündiger religi-
öser Lebensgestaltung und Weltverantwortung auf 
der Grundlage des katholischen Glaubens.

(2)	Der Zweck wird verwirklicht durch Trägerschaf-
ten eigener katholischer Schulen, durch Beteili-
gung an Schulträgerschaften jedweder Rechtsform 

1 Zugunsten einer besseren Lesbarkeit wird in dieser Satzung mit 
Bezug auf natürliche Personen nicht in geschlechtsspezifischen 
Personenenbezeichnungen differenziert, sondern ausschließ-
lich die männliche Form verwendet. Sie gilt für Personen jeden 
Geschlechts. Dienst- und Funktionsbezeichnungen werden von 
Frauen in der weiblichen und von Männern in der männlichen 
Form geführt.

oder durch Förderung christlicher Schulen anderer 
Rechtsträger im Bistum Osnabrück im Rahmen des 
kirchlichen und staatlichen Rechts.

(3)	Zur Förderung des in Abs. 1 genannten Zwecks be-
treibt die Stiftung Fundraising und Öffentlichkeits-
arbeit.

§ 4 Finanzielle Ausstattung der Schulstiftung

Die finanzielle Ausstattung zur Verwirklichung des Stif-
tungszwecks wird, soweit dafür Leistungen des Staates, 
Elternbeiträge, Leistungen Dritter und eigene Mittel der 
Stiftung nicht ausreichen, vom Bistum Osnabrück gewähr-
leistet.

§ 5 Organe der Stiftung

Organe der Stiftung sind:

a) der Stiftungsrat;

b) der Stiftungsvorstand;

c) die Konferenz der Schulleiter.

§ 6 Stiftungsrat - Zusammensetzung und Vorsitz

(1)	Dem Stiftungsrat gehören stimmberechtigt an:

a)	der Generalvikar des Bistums Osnabrück oder 
ein vom Bischof von Osnabrück Beauftragter, 
bei Vakanz des Bischöflichen Stuhls der ständi-
ge Vertreter des Diözesanadministrators;

b)	sechs vom Bischof auf Vorschlag der Organe 
der Schulstiftung für jeweils vier Jahre berufe-
ne Personen, wobei mindestens fünf Personen 
nicht hauptberuflich im Dienst des Bistums Os-
nabrück tätig sein sollen; die maximale Amtszeit 
beträgt zwölf Jahre;

c)	ein vom Bildungsrat der St.-Willehad-Stiftung 
in Bremen gewählter Vertreter des Bildungsra-
tes;

d)	eine vom Bischof für jeweils vier Jahre berufe-
ne, in Bildungsfragen fachkundige Person einer 
evangelischen Kirche; die maximale Amtszeit 
beträgt zwölf Jahre.

(2)	Dem Stiftungsrat gehören mit beratender Stimme 
an:	

a)	der Stiftungsvorstand;

b)	der Vorsitzende der Schulleiterkonferenz und 
dessen Stellvertreter;

c)	der Vorsitzende der Gesamtmitarbeitervertre-
tung und dessen Stellvertreter;

d)	zwei vom Gesamtelternrat für jeweils zwei Jahre 
gewählte Vertreter oder deren Stellvertreter;

e)	der von den Schülersprechern für jeweils zwei 
Jahre gewählte Vertreter und dessen Stellvertre-
ter;
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f)	 bis zu zwei weitere vom Bischof für die Dauer 
von jeweils vier Jahren berufene Mitglieder; de-
ren maximale Amtszeit beträgt zwölf Jahre.

(3)	Der Vorsitzende und dessen Stellvertreter werden 
aus dem Kreis der stimmberechtigten Mitglieder 
gewählt.

(4)	Mitarbeiter der Stiftung dürfen dem Stiftungsrat 
nicht als stimmberechtigte Mitglieder angehören.

§ 7 Stiftungsrat – Aufgaben

(1)	Der Stiftungsrat ist das oberste beschlussfassende 
Organ der Stiftung. Seine Aufgabe ist es, den Stif-
tungsvorstand zu beaufsichtigen und nach Maßgabe 
dieser Satzung die grundlegenden Entscheidungen 
zur Verwirklichung des Stiftungszwecks zu treffen.

(2)	Der Beschlussfassung durch den Stiftungsrat sind 
folgende Angelegenheiten vorbehalten:

a)	die Festlegung von Leitzielen für die Bildungs- 
und Erziehungsarbeit und der Erlass von Richt-
linien für die pädagogischen und religiösen Ziel-
setzungen;

b)	die Entscheidung über die Errichtung, Übernah-
me, Änderung, Umwandlung, Abgabe und Auf-
gabe von Schulen;

c)	die Beteiligung an Schulträgerschaften gemäß    
§ 3 Abs. 2;

d)	die Zustimmung zum Abschluss oder zur Ände-
rung von Verträgen zur Übernahme, Beteiligung 
an oder Beendigung von Schulträgerschaften;

e)	der Erwerb, die Veräußerung und die Belastung 
von Grundstücken oder grundstücksgleichen 
Rechten;

f)	 die Entscheidung über den Haushaltsplan ein-
schließlich des Stellenplans der Stiftung;

g)	die Festlegung des Jahresabschlusses der Stif-
tung;

h)	die Entlastung des Stiftungsvorstandes;

i)	 die Übereignung oder Verpfändung von Teilen 
des Stiftungsvermögens und die Aufnahme von 
Darlehen;

j)	 die Übernahme von Wechselverbindlichkeiten, 
Bürgschaften, Garantien und ähnlichem;

k)	die Erklärung eines Verzichts, der Abschluss ei-
nes Vergleichs und die Abgabe eines Schuldan-
erkenntnisses bzw. eines Schuldversprechens im 
Wert von 10.000,00 € und höher;

l)	 die Genehmigung über- und außerplanmäßiger 
Aufwendungen und Auszahlungen im Wert von 
100.000,00 € und höher;

m)	die Berufung und Abberufung von Schulleitern 
und ihren ständigen Vertretern unbeschadet der 
Regelung in § 12 Abs. 5;

n)	die Entscheidung über Art und Anzahl von Plan-
stellen für Beamte einschließlich der so genann-
ten Dienstvertragsbeamten sowie für Angestell-
te;

o)	die In-Kraft-Setzung der jeweils geltenden 
Schulgeldordnung;

p)	die Annahme von Schenkungen, Erbschaften 
und Vermächtnissen, soweit sie mit Belastungen 
oder Auflagen verbunden sind;

q)	die Änderung der Stiftungssatzung;

r)	 die Zweckänderung und Aufhebung der Stiftung 
sowie die Zusammenlegung mit anderen Stiftun-
gen;

s)	 die Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers für 
die Prüfung des Jahresabschlusses;

t)	 Entscheidungen über Kooperationen jedweder 
Rechtsform.

(3)	Der Stiftungsrat ist berechtigt, die in Abs. 2 seiner 
Beschlussfassung vorbehaltenen Zuständigkeiten 
durch einen besonderen Beschluss zu delegieren. 
Davon unberührt bleiben die Regelungen des § 19.

(4)	In allen den Schulbereich betreffenden Fragen 
grundsätzlicher Bedeutung hat der Stiftungsrat das 
Recht und die Pflicht, dem Bischof entsprechende 
Empfehlungen zu geben.

§ 8 Stiftungsrat – Willensbildung

(1)	Der Stiftungsrat wird durch Beschlussfassung in 
nicht-öffentlicher Sitzung tätig. Er fasst seine Be-
schlüsse, soweit nicht gesetzliche Bestimmungen 
oder diese Satzung etwas Anderes vorsehen, mit 
der Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

(2)	Der Stiftungsrat tritt mindestens zweimal jährlich 
zu einer Sitzung zusammen. Darüber hinaus kann 
der Vorsitzende aus besonderem oder dringendem 
Anlass den Stiftungsrat zu weiteren Sitzungen 
einberufen. Er hat den Stiftungsrat einzuberufen, 
wenn der Stiftungsvorstand, der Generalvikar, der 
vom Bischof Beauftragte oder ein Drittel der Mit-
glieder des Stiftungsrates dies unter Angabe der 
Gründe beantragen.

(3)	Die Sitzungen des Stiftungsrates finden in der Re-
gel als Präsenzsitzungen statt. Im Ausnahmefall 
kann die Teilnahme einzelner oder aller Mitglieder 
an einer Sitzung mittels üblicher Kommunikations- 
und Informationstechnologien (z. B. Videokonfe-
renzen) durchgeführt werden, wenn sichergestellt 
ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kennt-
nis nehmen können. Über das Vorliegen eines Aus-
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nahmefalls und die Auswahl der entsprechenden 
IT-Systeme entscheidet der Vorsitzende. Die vir-
tuell an einer Sitzung Teilnehmenden gelten als 
anwesend. Eine Aufzeichnung von Sitzungen ist 
unzulässig.

(4)	Der Vorsitzende des Stiftungsrates beruft die Sit-
zungen mit einer Frist von zwei Wochen in Text-
form unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Die 
Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Stiftungs-
vorstandes vorbereitet.

(5)	Der Stiftungsrat ist beschlussfähig, wenn sämtli-
che Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen worden 
sind und wenigstens die Hälfte der stimmberech-
tigten Mitglieder in der Sitzung anwesend ist. Ist 
der Stiftungsrat nicht beschlussfähig, so ist er von 
seinem Vorsitzenden erneut einzuberufen. In dieser 
Sitzung ist er in Bezug auf die wegen Beschluss-
unfähigkeit unerledigten Beratungsgegenstände 
beschlussfähig ohne Rücksicht auf die Zahl der er-
schienenen Mitglieder. Hierauf ist bei der zweiten 
Einladung hinzuweisen.

(6)	Eine Beschlussfassung des Stiftungsrates ist im 
Eilfall auch ohne Einberufung einer Sitzung mög-
lich, wenn die stimmberechtigten Mitglieder in 
Textform ihre Zustimmung zur Beschlussvorlage 
innerhalb einer jeweils festzusetzenden Frist er-
klären. Der Vorsitzende des Stiftungsvorstands hat 
die beratenden Mitglieder unverzüglich über eine 
solche Beschlussfassung in Kenntnis zu setzen und 
über die Hintergründe zu informieren. Eine sol-
che Beschlussfassung ist in die Tagesordnung der 
nächsten ordentlichen Stiftungsratssitzung aufzu-
nehmen.

(7)	Ein Mitglied des Stiftungsrates darf weder bera-
tend noch entscheidend mitwirken, wenn die Ent-
scheidung einer Angelegenheit ihm selbst, seinem 
Ehegatten oder einem in gerader Linie oder in der 
Seitenlinie bis zum zweiten Grad Verwandten oder 
Verschwägerten einen unmittelbaren Vorteil oder 
Nachteil bringen könnte. Ob ein Ausschließungs-
grund vorliegt, entscheidet in Zweifelsfällen in Ab-
wesenheit des Betroffenen der Stiftungsrat. Wer in 
der Beratung oder Entscheidung nicht mitwirken 
darf, muss die Sitzung verlassen.

(8)	Die in § 6 Abs. 2 genannten Mitglieder des Stif-
tungsrates wirken an der Willensbildung und Ent-
scheidungsfindung des Stiftungsrates mit Rede- 
und Antragsrecht mit. 

(9)	Über die Beratungen im Stiftungsrat ist Verschwie-
genheit zu wahren.

(10)	Der Stiftungsrat kann sich eine Geschäftsordnung 
geben.

§ 9 Stiftungsvorstand

(1)	Der Stiftungsvorstand wird auf Vorschlag des Stif-
tungsrates vom Bischof berufen. Der Stiftungsvor-
stand übt sein Amt hauptamtlich aus.

(2)	Der Vorsitzende des Stiftungsrates ist Dienstvorge-
setzter des Vorsitzenden des Stiftungsvorstandes.

(3)	Der Stiftungsvorstand besteht aus dem Vorsitzen-
den und aus einem oder zwei ständigen Stellver-
tretern, von denen mindestens einer eine pädagogi-
sche Befähigung nachzuweisen hat.

(4)	Der Stiftungsvorstand ist das geschäftsführende 
Organ der Stiftung. Er ist zuständig für alle Ange-
legenheiten der Stiftung, die nicht einem anderen 
Organ der Stiftung zugewiesen sind. Er führt die 
Beschlüsse des Stiftungsrates aus, soweit in diesen 
nichts Anderes bestimmt ist. Ihm obliegt auch die 
Sorge für die pädagogische und theologische Arbeit 
der Stiftungsschulen und deren Weiterentwicklung.

(5)	Der Vorsitzende des Stiftungsvorstandes ist Vorge-
setzter seiner Stellvertreter und der Mitarbeiter der 
Stiftung.

§ 10 Vertretung der Stiftung

Die Stiftung wird gerichtlich und außergerichtlich durch 
den Vorsitzenden des Stiftungsvorstandes oder einen sei-
ner ständigen Stellvertreter vertreten.

§ 11 Konferenz der Schulleiter

(1)	Die Konferenz der Schulleiter ist ein beratendes 
Organ der Stiftung. Sie tritt mindestens einmal 
im Schulhalbjahr zu einer Sitzung zusammen. § 8 
Abs. 3 gilt entsprechend. Sie wirkt durch Anträge, 
Stellungnahmen und Anregungen an der Arbeit der 
Stiftung, insbesondere am religiösen und pädagogi-
schen Profil der Schulen der Stiftung mit. Insofern 
hat sie das Recht und die Pflicht zur Stellungnahme 
im Rahmen ihres schulfachlichen Gestaltungsauf-
trages bezüglich der dem Stiftungsrat vorbehalte-
nen Beschlüsse gemäß § 7 Abs. 2 a), o), q) r) und t).

(2)	Der Konferenz der Schulleiter gehören die Schul-
leiter und die stellvertretenden Schulleiter der von 
der Stiftung getragenen Schulen sowie geschäfts-
führend ohne Stimmrecht der Stiftungsvorstand an. 
Mitarbeiter der Geschäftsstelle können gemäß Ent-
scheidung der Konferenzleitung teilnehmen.

(3)	Die Konferenz der Schulleiter wählt für die Dauer 
von jeweils vier Jahren einen Vorsitzenden und ei-
nen Stellvertreter, die die Konferenz im Stiftungsrat 
vertreten, und zusätzlich bis zu drei weitere Mitglie-
der anderer Schulformen, so dass im Leitungsgre-
mium die Schulformen Grundschule, Oberschule, 
Gymnasium und Berufsbildende Schule sowie die 
Bundesländer Bremen und Niedersachsen vertreten 
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sind. Der Vorsitzende beruft in Absprache mit dem 
Leitungsgremium die Konferenzen ein und leitet 
sie.

§ 12 Personal der Stiftung

(1)	Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse in ihrer je-
weils geltenden Fassung findet auf alle Mitarbeiter 
der Stiftung uneingeschränkte Anwendung.

(2)	Die Stiftung hat das Recht, Beamte zu haben 
(Dienstherrnfähigkeit). Die Rechtsverhältnisse der 
Beamten der Stiftung werden ergänzend durch be-
sondere Ordnungen geregelt.

(3)	Für die Dienst- und Arbeitsverhältnisse der sonsti-
gen Mitarbeiter der Stiftung gelten die Regelungen 
des kirchlichen Dienst- und Arbeitsrechts und die 
arbeitsvertraglichen Vereinbarungen.

(4)	Im Einvernehmen zwischen der Stiftung und den 
sich in deren Bereich befindlichen Mitarbeiterver-
tretungen wird eine Gesamtmitarbeitervertretung 
gebildet. Im Übrigen gilt die Mitarbeitervertre-
tungsordnung für die Diözese Osnabrück in ihrer 
jeweils geltenden Fassung.

(5)	Die besondere Stellung der Geistlichen gegenüber 
dem Bischof und die der Ordensleute gegenüber 
den Ordensoberen werden durch diese Satzung 
nicht berührt.

§ 13 Geschäftsstelle der Stiftung

Die Organe der Stiftung bedienen sich zur Erfüllung der 
Aufgaben der allgemeinen Verwaltung der Mitarbeiter der 
Geschäftsstelle der Stiftung.

§ 14 Haushaltsjahr

Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 15 Haushaltsplan und Rechnungslegung

(1)	Alle Erträge und Aufwendungen sowie Ein- und 
Auszahlungen der Stiftung sind für ein Haushalts-
jahr zu veranschlagen und in den Haushaltsplan der 
Stiftung einzusetzen.

(2)	Der Haushaltsplan ist durch den Stiftungsrat zu be-
schließen.

(3)	Der Jahresabschluss ist bis zum 30. Juni des nach-
folgenden Kalenderjahres aufzustellen.

(4)	Die Jahresabschlüsse der Stiftung sind alljährlich 
von einem unabhängigen Wirtschaftsprüfer zu 
prüfen. Der Bericht über die Prüfung der Jahresab-
schlüsse ist spätestens bis zum 30. September des 
Folgejahres dem Bischof von Osnabrück vorzule-
gen.

(5)	Im Übrigen finden die Regelungen über die Haus-
halts- und Kassenordnung für das Bistum Osna-
brück in ihrer jeweiligen Fassung entsprechende 
Anwendung.

§ 16 Rechnungsprüfung

Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Stiftung unter-
liegt der Prüfung durch das Referat Revision des Bischöf-
lichen Generalvikariats. Das Prüfungsrecht erstreckt sich 
auch auf die zweckentsprechende Verwendung der von 
Fördervereinen zugunsten der Einrichtung gesammelten 
Mittel.

§ 17 Satzungsänderungen

Die Stiftungssatzung kann nur in einer eigens hierfür ein-
berufenen Sitzung durch einen mit einer Mehrheit von       
75 % der stimmberechtigten Mitglieder gefassten Be-
schluss des Stiftungsrates geändert werden.

§ 18 Zweckänderung, Zusammenlegung und Aufhe-
bung der Stiftung

Beschlüsse über die Zweckänderung, die Zusammenle-
gung und die Aufhebung der Stiftung können nur mit ei-
ner Mehrheit von 75 % der stimmberechtigten Mitglieder 
gefasst werden. Die Aufhebung ist nur zulässig, wenn die 
Erreichung des Stiftungszwecks aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen unmöglich geworden ist.

§ 19 Stiftungsaufsicht

(1)	Die Stiftung unterliegt der kirchlichen Aufsicht i. S. 
d. can. 806 § 1 CIC sowie der allgemeinen und der 
vermögensrechtlichen Aufsicht des Bischofs.

(2)	Zu ihrer Rechtswirksamkeit bedürfen die Beschlüs-
se des Stiftungsrates gemäß § 7 Abs. 2 a) – g), i) - 
l), n), p), q), r) und t) der Genehmigung durch den 
Bischof von Osnabrück.

(3)	Für die Stiftungsaufsicht gelten im Übrigen die 
staatlichen und kirchlichen Vorschriften für Stif-
tungen des öffentlichen Rechts.

§ 20 Vermögensbindung - Anfallberechtigung

Im Falle der Aufhebung der Stiftung fällt das nach Be-
gleichung aller Verbindlichkeiten verbleibende Vermögen 
dem Bistum Osnabrück zu mit der Maßgabe, es zu Guns-
ten kirchlicher schulischer Einrichtungen oder für ähnli-
che Zwecke zu verwenden.

§ 21 In-Kraft-Treten
(1)	Die geänderte Fassung der Satzung der Schulstif-

tung im Bistum Osnabrück vom 18.01.2001, in 
der Änderungsfassung vom 08.07.2026 tritt am 
15.09.2026 in Kraft. 

(2)	Die Mitgliedschaft von vor dem Inkrafttreten die-
ser Satzung gem. § 6 Abs. 1 b), d) und Abs. 2 f) 
berufenen Mitgliedern des Stiftungsrates endet spä-
testens 12 Jahre seit der Erstberufung.
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(3)	Die Stiftungssatzung wird im Kirchlichen Amts-
blatt für die Diözese Osnabrück veröffentlicht. 

(4)	Die Stiftung erlangt nach staatlichem Recht den 
Status einer kirchlichen Stiftung des öffentlichen 
Rechts mit Genehmigung der Niedersächsischen 
Landesregierung.

Art. 76

Gesetz zur Übertragung des Vermögens 
des Sondervermögens „Versorgungsfonds 
der Schulstiftung im Bistum Osnabrück“ 

auf die Katholische Versorgungskasse 
St. Katharina im Bistum Osnabrück mit 

Ausnahme der Sachanlagen

Gemäß der aufgrund can. 391 CIC bestehenden Gesetz-
gebungsbefugnis und in Ausübung des kirchlichen Selbst-
bestimmungsrechts gemäß Artikel 140 Grundgesetz in 
Verbindung mit Artikel 137 Abs. 5 Weimarer Reichsverfas-
sung erlässt der Bischof von Osnabrück in Wahrnehmung 
seiner Aufsichtspflicht über die ihm unterstellten öffentli-
chen juristischen Personen des kanonischen Rechts (can. 
392 § 1 CIC) zur Weiterentwicklung und Optimierung der 
Verwaltung und Vermögensanlagen des unselbständigen 
Sondervermögens „Versorgungsfonds der Schulstiftung 
im Bistum Osnabrück“ (Kirchliches Amtsblatt Nr. 1 vom 
10. Januar 2022, Artikel 5, Seite 11) folgendes Kirchen-
gesetz:

§ 1
Gegenstand, Beteiligte und Zweck 

1.	 Das von der Schulstiftung im Bistum Osnabrück als 
unselbständiges Sondervermögen geführte Sonder-
vermögen „Versorgungsfonds der Schulstiftung im 
Bistum Osnabrück“ wird zum Stichtag 31.08.2026 auf 
die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück, eine kirchliche Anstalt des öffentli-
chen Rechts, übertragen.

2.	 Zweck der Übertragung ist die Zusammenführung und 
Bündelung der Versorgungsverpflichtungen in einer 
spezialisierten, rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts zur Sicherung, Effizienzsteigerung und transpa-
renter Verwaltung der Versorgungszusagen.

§ 2
Rechtsform der Übertragung

1.	 Die Übertragung erfolgt kraft dieses Gesetzes als Ein-
zelsuccession sämtlicher in § 3 bezeichneten Vermö-
gensgegenstände und Verpflichtungen. Eine Gesamt-
rechtsnachfolge gemäß can. 121 CIC findet nicht statt, 
da das Sondervermögen keine eigene Rechtspersön-
lichkeit besitzt.

2.	 Die Übertragung wirkt als Hoheitsakt der kirchlichen 
Gesetzgebung. Zivilrechtliche Übertragungsakte sind 
entbehrlich. Die für den Rechtsübergang erforderli-
chen Erklärungen gelten durch dieses Gesetz als abge-
geben.

3.	 Mit Wirksamwerden der Übertragung erlischt der 
Rechnungskreis „Versorgungsfonds“ in der Buchfüh-
rung der Schulstiftung im Bistum Osnabrück.

§ 3
Übertragungsgegenstand (Aktiv- und Passivseite) 

und Ausschlüsse 

1.	 Die Übertragung umfasst das gesamte dem unselb-
ständigen Sondervermögen zuzurechnende Aktiv- und  
Passivvermögen per Stichtag (§ 1 Ziffer 1).

2.	 Von der Übertragung ausgenommen sind die Sachan-
lagen in Form von Grundstücken und grundstücksglei-
chen Rechten (im Folgenden: „ausgenommenes Ver-
mögen“). Hierbei handelt es sich um ein Grundstück 
Kolpingstraße 1 A und 1 B, Am Landherrenamt 9, 11 in 
Bremen (Grundbuch von Bremen, Altstadt 5 Blatt 431, 
Gebäude- und Freifläche). Diese werden gesondert ge-
regelt.

§ 4
Fortführung der Buchwerte 

1.	 Die Katholische Versorgungskasse St. Katharina 
im Bistum Osnabrück verpflichtet sich, das auf sie 
zu übertragende Vermögen jeweils auf den Stichtag          
(§ 1 Ziffer 1) oder in der Bilanz des Sondervermö-
gens „Versorgungsfonds der Schulstiftung im Bistum 
Osnabrück“ auf die betreffenden Vermögensteile zum 
31.12.2025 entfallenden Buchwerte fortzuführen.

2.	 Dies Verpflichtung zur Fortführung gilt nicht für:

a)	den Kassenbestand (Bargeld),

b)	Guthaben bei Kreditinstituten (Bankguthaben).

Diese Positionen werden zum Nennwert bzw. tatsäch-
lichen Bestand auf den übernehmenden Rechtsnachfol-
ger übertragen. 

3.	 Die Fortführung der Buchwerte erfolgt unter Beibehal-
tung der bisherigen Bewertungsmethoden und Bewer-
tungsgrundsätze. Sie erfolgt nach den Vorschriften der 
Haushalts- und Kassenordnung für das Bistum Osna-
brück, Bischöflicher Stuhl zu Osnabrück und Domka-
pitel zu Osnabrück („HKO“), in der jeweils gültigen 
Fassung. 

§ 5
Übertragung der Rückstellungsverpflichtungen 

für die Versorgung 

1.	 Mit dem Aktiv- und Passivvermögen werden sämtliche 
Rückstellungsverpflichtungen für die Versorgung vom 
Sondervermögen „Versorgungsfonds der Schulstiftung 
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im Bistum Osnabrück“ auf die Katholische Versor-
gungskasse St. Katharina im Bistum Osnabrück über-
tragen. Dies umfasst:

a)	Deckungsrückstellungen für laufende und künftige 
Versorgungsleistungen nach versicherungsmathe-
matischen Grundsätzen,

b)	Rückstellungen für Verwaltungskosten der Versor-
gung (einschließlich künftiger Verwaltungskosten 
nach dem Deckungsplanverfahren),

c)	Rückstellungen für Beihilfen.

2.	 Die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück übernimmt die Verpflichtung, die 
für die Versorgung gebildeten Rückstellungen in voller 
Höhe zum Stichtag (§1 Ziffer 1) zu übernehmen und in 
ihrer Bilanz gesondert auszuweisen.

3.	 Die Berechnung der Rückstellungen erfolgt nach den 
versicherungsmathematischen Grundsätzen, die der 
Katholischen Versorgungskasse St. Katharina im Bis-
tum Osnabrück für ihre Versorgung zugrunde liegen 
(Rechnungszins, Sterbetafel, Dynamisierung, Fluk-
tuation). Ein Wechsel der Rechnungsgrundlagen zum 
Stichtag ist unzulässig, soweit er zu einer Verminde-
rung der Rückstellung führen würde.

§ 6
Vermögensverwaltung für die Versorgung 

(Deckungsstock)

1.	 Die zur Deckung der Versorgungsrückstellungen er-
forderlichen Vermögenswerte (Deckungsstock) wer-
den als zweckgebundenes Vermögen im Sinne von 
can. 1284 § 2 Nr. 2 CIC i.V.m. den für die Katholische 
Versorgungskasse St. Katharina im Bistum Osnabrück 
geltenden Anlagevorschriften geführt.

2.	 Die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück verpflichtet sich:

a)	Getrennte Führung und Ausweis: Der Deckungs-
stock ist in der Buchführung und im Jahresabschluss 
gesondert zu erfassen und auszuweisen. Innerhalb 
des Deckungsstocks erfolgt eine gemeinsame Füh-
rung des Vermögens zusammen mit dem anderer 
Versorgungszusagen, die in der Katholischen Ver-
sorgungskasse St. Katharina im Bistum Osnabrück 
geführt werden. Eine Vermischung mit dem sonsti-
gen Vermögen der Katholischen Versorgungskasse 
St. Katharina im Bistum Osnabrück ist unzulässig.

b)	Anlagevorschriften: Die Anlagen des Deckungs-
stocks haben unter Beachtung der Grundsätze der 
Sicherheit, Rentabilität und Liquidität sowie der für 
die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück geltenden Anlage- und Nachhal-
tigkeitsrichtlinien zu erfolgen. 

c)	Mindestdeckung: Der Deckungsstock muss jeder-
zeit mindestens dem Betrag der versicherungsma-

thematischen Rückstellungen für die Versorgung 
zuzüglich eines angemessenen Sicherheitspuffers 
entsprechen. Deckungslücken werden durch Forde-
rungen an das Bistum Osnabrück ausgeglichen.

d)	Ertragszuordnung: Die Erträge aus dem Deckungs-
stock (Zinsen, Dividenden, Kursgewinne) sind dem 
Deckungsstock gutzuschreiben oder im Eigenkapi-
tal der Katholischen Versorgungskasse St. Katha-
rina im Bistum Osnabrück als Gewinnrücklage zu 
dotieren.

e)	Entnahmebeschränkung: Entnahmen aus dem De-
ckungsstock sind nur zur Erfüllung von Versor-
gungsleistungen, zur Deckung von Verwaltungs-
kosten der Versorgung oder zur Übertragung auf 
einen anderen Träger der Versorgung zulässig. Eine 
Entnahme zu Gunsten des allgemeinen Vermögens 
der Katholischen Versorgungskasse St. Katharina 
im Bistum Osnabrück ist ausgeschlossen. Entnah-
men aus dem sonstigen Vermögen zur Deckung 
sonstiger Verpflichtungen aus Alters- oder Beihil-
feversorgungszusagen des Bistums Osnabrück sind 
ausdrücklich zulässig.

§ 7
Übergangsregelung für laufende Versorgungsfälle

1.	 Für Versorgungsempfänger, die zum Stichtag (§ 1 Zif-
fer 1) bereits Versorgungsleistungen beziehen, gilt: Die 
Katholische Versorgungskasse St. Katharina führt die 
Erstattungen an die Dienstherrin nahtlos und in unver-
änderter Höhe fort.

2.	 Für Versorgungsanwärter werden die bis zum Stichtag 
erworbenen Anwartschaften in die Berechnung der De-
ckungsrückstellung der Katholischen Versorgungskas-
se St. Katharina im Bistum Osnabrück mit den bisheri-
gen Berechnungsgrundlagen übernommen.

3.	 Etwaige Über- oder Unterdeckungen im Deckungs-
stock des Sondervermögens „Versorgungsfonds der 
Schulstiftung im Bistum Osnabrück“ zum Stichtag 
werden in der Schlussbilanz ausgewiesen und gehen 
zu Lasten bzw. zu Gunsten des Deckungsstocks der 
Katholischen Versorgungskasse St. Katharina im Bis-
tum Osnabrück über. Bestehende Forderungen an das 
Bistum Osnabrück oder die Schulstiftung im Bistum 
Osnabrück werden an die Katholische Versorgungs-
kasse St. Katharina im Bistum Osnabrück übertragen 
und von dieser fortgeführt.

§ 8
Schuldbeitritt und Verpflichtungen

1.	 Die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück tritt in sämtliche Verpflichtungen 
aus den Versorgungszusagen als neue Schuldnerin ein, 
die mit dem übertragenen Vermögen im Zusammen-
hang stehen, insbesondere in:
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a)	Erstattungsansprüche des jeweiligen Dienstherrn/ 
der jeweiligen Dienstherrin,

b)	Verbindlichkeiten gegenüber Dritten,

c)	Vertragliche Bindungen, soweit sie nicht das ausge-
nommene Vermögen betreffen.

2.	 Die Versorgungsberechtigten können der Übertragung 
ihrer Ansprüche nicht widersprechen. Ihre Rechtspo-
sition (Höhe, Fälligkeit, Anpassungsklauseln) bleibt 
unverändert.

§ 9
Fortführung der Zweckbindung

Das übertragene Vermögen des Sondervermögens „Versor-
gungsfonds der Schulstiftung im Bistum Osnabrück“ darf 
nur zur Absicherung der Versorgungsbezüge, Beihilfen, 
Zuschüsse sowie Nachzahlungsverpflichtungen gegen-
über Rentenversicherungen nach Maßgabe des bisherigen 
Zwecks verwendet werden. Die Katholische Versorgungs-
kasse St. Katharina im Bistum Osnabrück führt die Versor-
gungstätigkeit für das übertragene Vermögen nahtlos fort.

§ 10
Beteiligungen 

Der Stiftungsrat der Schulstiftung im Bistum Osnabrück 
hat in einem Umlaufbeschluss vom 06. August 2026 so-
wie der Verwaltungsrat der Katholischen Versorgungs-          
kasse St. Katharina im Bistum Osnabrück hat in seiner Sit-
zung vom 19. August 2026 der Übertragung zugestimmt. 
Ebenso haben der Diözesan-Vermögensverwaltungsrat der 
Übertragung in seiner Sitzung vom 27. Juli 2026 sowie das 
Domkapitel im Umlaufbeschluss vom 10. August 2026 der 
Übertragung zugestimmt. 

§ 11
Satzung

Näheres regelt die Satzung der Katholischen Versorgungs-
kasse St. Katharina im Bistum Osnabrück.

§ 12
In-Kraft-Setzung

Das Gesetz tritt zum 27. August 2026 in Kraft. 

Osnabrück,  den 24. August 2026

L. S.   + Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück

Art. 77

Gesetz über die Übertragung des 
unselbständigen Sondervermögens zur 
Sicherung der Altersversorgung von 
Priestern und Laienbediensteten im 

Bistum Osnabrück auf die 
Katholische Versorgungskasse St. Katharina 

im Bistum Osnabrück

Gemäß der aufgrund can. 391 CIC bestehenden Gesetz-
gebungsbefugnis und in Ausübung des kirchlichen Selbst-
bestimmungsrechts gemäß Artikel 140 Grundgesetz in 
Verbindung mit Artikel 137 Abs. 5 Weimarer Reichsver-
fassung erlässt der Bischof von Osnabrück in Wahrneh-
mung seiner Aufsichtspflicht über die ihm unterstellten 
öffentlichen juristischen Personen des kanonischen Rechts 
(can. 392 § 1 CIC) zur Optimierung der Verwaltung und 
der Vermögensanlagen des unselbständigen Sonderver-
mögens zur Sicherung der Altersversorgung von Priestern 
und Laienbediensteten im Bistum Osnabrück – Versor-
gungsfonds (Statut des Sondervermögens zur Sicherung 
der Altersversorgung von Priestern und Laienbediensteten 
im Bistum Osnabrück vom 01. Oktober 2002, Kirchliches 
Amtsblatt Nr. 11 vom 13. November 2002, Artikel 122, 
Seite 145 – 147) folgendes Gesetz:

§ 1
Gegenstand der Übertragung, Stichtag 

1.	 Das vom Bistum Osnabrück als unselbständiges Son-
dervermögen geführte Sondervermögen zur Siche-
rung der Altersversorgung von Priestern und Laien-
bediensteten (Versorgungsfonds), wird zum Stichtag 
31.08.2026 auf die Katholische Versorgungskasse St. 
Katharina im Bistum Osnabrück, eine kirchliche An-
stalt des öffentlichen Rechts, übertragen.

2.	 Zweck der Übertragung ist die Zusammenführung und 
Bündelung der Versorgungsverpflichtungen in einer 
spezialisierten, rechtsfähigen Anstalt des öffentlichen 
Rechts zur Sicherung, Effizienzsteigerung und transpa-
renter Verwaltung der Versorgungszusagen.

§ 2
Rechtsform der Übertragung

1.	 Die Übertragung erfolgt kraft dieses Gesetzes als Ein-
zelsuccession sämtlicher in § 3 bezeichneten Vermö-
gensgegenstände und Verpflichtungen. Eine Gesamt-
rechtsnachfolge gemäß can. 121 CIC findet nicht statt, 
da das Sondervermögen keine eigene Rechtspersön-
lichkeit besitzt.

2.	 Die Übertragung wirkt als Hoheitsakt der kirchlichen 
Gesetzgebung. Zivilrechtliche Übertragungsakte sind 
entbehrlich; die für den Rechtsübergang erforderlichen 



Kirchliches Amtsblatt Osnabrück Nr. 7 vom 27. August 2026466

Erklärungen gelten durch dieses Gesetz als abgegeben. 
Unberührt bleiben zivilrechtliche Formerfordernisse 
für die Umschreibung von Rechten Dritter (insbeson-
dere Grundbuch, Wertpapierdepots, Schuldbeitritte).

3.	 Mit Wirksamwerden der Übertragung bleibt der Rech-
nungskreis Sondervermögen zur Sicherung der Alters-
versorgung von Priestern und Laienbediensteten in der 
Buchführung des Bistums Osnabrück bestehen und be-
inhaltet insbesondere Immobilien im Direktbestand.

§ 3
Übertragungsgegenstand (Aktiv- und Passivseite) 

und Ausschlüsse 

1.	 Die Übertragung umfasst das gesamte dem unselb-
ständigen Sondervermögen zuzurechnende Aktiv- und 
Passivvermögen per Stichtag (§ 1 Ziffer 1).

2.	 Von der Übertragung ausgenommen sind die Sachanla-
gen in Form von 

Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 

•	 anderen Anlagen, 

•	 Betriebs- und Geschäftsausstattung sowie

•	 geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau (im 
Folgenden: „ausgenommenes Vermögen“). 

Hierzu gehören insbesondere die Grundstücke und Ge-
bäude

•	 Miquelstraße 19
	 Gemarkung 34478 (Osnabrück), Flur 142, 
	 Flurstück 290/44
	 Grundbuch von Osnabrück, 
	 Erbbaugrundbuchblatt: 29505

•	 Miquelstraße 21, 49082 Osnabrück
	 Gemarkung 34478 (Osnabrück), Flur 142, 
	 Flurstück 291/44
	 Grundbuch von Osnabrück, 
	 Erbbaugrundbuchblatt: 44267

•	 Balgebrückstr. 16/ Klosterkirchenstr. 1, 28195 Bre-
men

	 Gemarkung 041004 (Altstadt 4), Flur 004, 
	 Flurstück 524/15 sowie 532/3
	 Erbbaugrundbuch von Altstadt 4, Blatt 1251

•	 Voxtruper Str. 83, 49082 Osnabrück
	 Gemarkung 34478 (Osnabrück), Flur 144, 
	 Flurstück 13/16
	 Grundbuch von Osnabrück, Blatt 52084

•	 Nagelshof 21b, 49716 Meppen
	 Gemarkung 33110 (Meppen), Flur 28, 
	 Flurstück 81/16
	 Grundbuch von Meppen, Blatt 14280

•	 Alte Rothenfelder Str. 23, 49124 Georgsmarienhüt-
te

	 Gemarkung 34485 (Harderberg), Flur 3 
	 Flurstück 6/19 (Eigentümer: St. Georgstift e.V.)
	 Grundbuch von Harderberg, Blatt 1389 
	 (Gebäude auf fremdem Grund und Boden)

•	 APH St. Franziskus, Bassumer Str. 36, 49088 Osna-
brück und

•	 Altenwohnungen St. Franziskus, Bassumer Str. 36, 
49088 Osnabrück

	 Gemarkung 34477 (Haste), Flur 7, 
	 Flurstück 92/65 sowie 92/68
	 Grundbuch von Haste, Blatt 1463

•	 Köhlerhof 14/16, Wohnungen 1007, 1008, 2007, 
2008, 28237 Bremen

	 Gemarkung 043028 (VR 28), Flur 028, 
	 Flurstück 35/35
	 Grundbuch von Vorstadt R 28, Blatt 1069
	 (Wohnung 1007)
	 Grundbuch von Vorstadt R 28, Blatt 1070 
	 (Wohnung 1008)
	 Grundbuch von Vorstadt R 28, Blatt 1080 
	 (Wohnung 2007)
	 Grundbuch von Vorstadt R 28, Blatt 1081 
	 (Wohnung 2008)

•	 Johannisfreiheit 7, 49074 Osnabrück
	 Gemarkung 4478 (Osnabrück), Flur 98, 
	 Flurstück 28 sowie 29/1
	 Grundbuch von Osnabrück, Blatt 56291

Dieses ausgenommene Vermögen verbleibt im Eigen-
tum des Sondervermögens zur Sicherung der Alters-
versorgung von Priestern und Laienbediensteten im 
Bistum Osnabrück.

§ 4
Fortführung der Buchwerte 

1.	 Die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück verpflichtet sich, das auf sie zu 
übertragende Vermögen jeweils auf den Stichtag (§ 1 
Ziffer 1) oder in der Bilanz des Sondervermögens zur 
Sicherung der Altersversorgung von Priestern und Lai-
enbediensteten im Bistum Osnabrück auf die betref-
fenden Vermögensteile zum 31.12.2025 entfallenden 
Buchwerte fortzuführen.

2.	 Dies Verpflichtung zur Fortführung gilt nicht für:

a)	den Kassenbestand (Bargeld),

b)	Guthaben bei Kreditinstituten (Bankguthaben).

Diese Positionen werden zum Nennwert bzw. tatsäch-
lichen Bestand auf den übernehmenden Rechtsträger 
übertragen. 
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3.	 Die Fortführung der Buchwerte erfolgt unter Beibehal-
tung der bisherigen Bewertungsmethoden und -grund-
sätze. Sie erfolgt nach den Vorschriften der Haus-
halts- und Kassenordnung für das Bistum Osnabrück, 
Bischöflicher Stuhl zu Osnabrück und Domkapitel zu 
Osnabrück („HKO“), in der jeweils gültigen Fassung. 

§ 5
Übertragung der Rückstellungsverpflichtungen für 

die Versorgung und Differenzversorgung 

1.	 Mit dem Aktiv- und Passivvermögen werden sämtliche 
Rückstellungsverpflichtungen für die Versorgung und 
Differenzversorgung vom Sondervermögen zur Siche-
rung der Altersversorgung von Priestern und Laienbe-
diensteten im Bistum Osnabrück auf die Katholische 
Versorgungskasse St. Katharina im Bistum Osnabrück 
übertragen. Dies umfasst:

a)	Deckungsrückstellungen für laufende und künftige 
Versorgungs- und Differenzversorgungsleistungen 
nach versicherungsmathematischen Grundsätzen,

b)	Rückstellungen für Verwaltungskosten der Diffe-
renzversorgung (einschließlich künftiger Verwal-
tungskosten nach dem Deckungsplanverfahren).

2.	 Die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück übernimmt die Verpflichtung, die 
für die Versorgung bzw. Differenzversorgung gebilde-
ten Rückstellungen in voller Höhe zum Stichtag (§ 1 
Ziffer 1) zu übernehmen und in ihrer Bilanz gesondert 
auszuweisen.

3.	 Die Berechnung der Rückstellungen erfolgt nach den 
versicherungsmathematischen Grundsätzen, die der 
Katholischen Versorgungskasse St. Katharina im Bis-
tum Osnabrück für ihre Differenzversorgung zugrunde 
liegen (Rechnungszins, Sterbetafel, Dynamisierung, 
Fluktuation). Ein Wechsel der Rechnungsgrundlagen 
zum Stichtag ist unzulässig, soweit er zu einer Vermin-
derung der Rückstellung führen würde.

§ 6
Vermögensverwaltung für die Versorgung und 

Differenzversorgung (Deckungsstock)

1.	 Die zur Deckung der Differenzversorgungsrückstellun-
gen erforderlichen Vermögenswerte (Deckungsstock) 
werden als zweckgebundenes Vermögen im Sinne von 
can. 1284 § 2 Nr. 2 CIC i.V.m. den für die Katholische 
Versorgungskasse St. Katharina im Bistum Osnabrück 
geltenden Anlagevorschriften geführt.

2.	 Die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück verpflichtet sich:

a)	Getrennte Führung und Ausweis: Der Deckungs-
stock für die Versorgung und die Differenzversor-
gung ist in der Buchführung und im Jahresabschluss 
gesondert zu erfassen und auszuweisen. Innerhalb 
des Deckungsstocks erfolgt eine gemeinsame Füh-

rung des Vermögens gemeinsam mit dem anderer 
Versorgungszusagen, die in der Katholischen Ver-
sorgungskasse St. Katharina im Bistum Osnabrück 
geführt werden. Eine Vermischung mit dem sonsti-
gen Vermögen der Katholischen Versorgungskasse 
St. Katharina im Bistum Osnabrück ist unzulässig.

b)	Anlagevorschriften: Die Anlagen des Deckungs-
stocks haben unter Beachtung der Grundsätze der 
Sicherheit, Rentabilität und Liquidität sowie der für 
die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück geltenden Anlage- und Nachhal-
tigkeitsrichtlinien zu erfolgen. 

c)	Mindestdeckung: Der Deckungsstock muss jeder-
zeit mindestens dem Betrag der versicherungsma-
thematischen Rückstellungen für die Versorgung 
und Differenzversorgung zuzüglich eines angemes-
senen Sicherheitspuffers entsprechen. Deckungs-
lücken werden durch Forderungen an das Bistum 
Osnabrück ausgeglichen.

d)	Ertragszuordnung: Die Erträge aus dem Deckungs-
stock (Zinsen, Dividenden, Kursgewinne) sind dem 
Deckungsstock gutzuschreiben oder im Eigenkapi-
tal der Katholischen Versorgungskasse St. Katha-
rina im Bistum Osnabrück als Gewinnrücklage zu 
dotieren.

e)	Entnahmebeschränkung: Entnahmen aus dem      
Deckungsstock sind nur zur Erfüllung von Ver-
sorgungsleistungen oder Differenzversorgungs-
leistungen, zur Deckung von Verwaltungskosten 
der Versorgung oder Differenzversorgung oder zur 
Übertragung auf einen anderen Träger der Versor-
gung oder Differenzversorgung zulässig. Eine Ent-
nahme zu Gunsten des allgemeinen Vermögens der 
Katholischen Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück ist ausgeschlossen. Entnahmen 
aus dem sonstigen Vermögen zur Deckung sonsti-
ger Verpflichtungen aus Alters- oder Beihilfever-
sorgungszusagen des Bistums Osnabrück sind aus-
drücklich zulässig.

§ 7
Übergangsregelung für laufende Versorgungsfälle

1.	 Für Versorgungsempfänger, die zum Stichtag (§ 1 Zif-
fer 1) bereits Versorgungs- oder Differenzversorgungs-
leistungen beziehen, gilt: Die Katholische Versor-
gungskasse St. Katharina führt die Erstattungen an den 
jeweiligen Dienstherrn oder die jeweilige Dienstherrin 
nahtlos und in unveränderter Höhe fort.

2.	 Für Versorgungsanwärter werden die bis zum Stichtag 
erworbenen Anwartschaften in die Berechnung der  
Deckungsrückstellung der Katholischen Versorgungs-
kasse St. Katharina im Bistum Osnabrück mit den bis-
herigen Berechnungsgrundlagen übernommen.
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3.	 Etwaige Über- oder Unterdeckungen im Deckungs-
stock des Sondervermögens zur Sicherung der Alters-
vorsorge von Priester und Laienbediensteten im Bistum 
Osnabrück zum Stichtag werden in der Schlussbilanz 
ausgewiesen und gehen zu Lasten bzw. zu Gunsten des 
Deckungsstocks der Katholischen Versorgungskasse 
St. Katharina im Bistum Osnabrück über. Bestehende 
Forderungen an das Bistum Osnabrück oder die Schul-
stiftung im Bistum Osnabrück werden an die Katholi-
sche Versorgungskasse St. Katharina im Bistum Osna-
brück übertragen und von dieser fortgeführt.

§ 8
Schuldbeitritt und Verpflichtungen

1.	 Die Katholische Versorgungskasse St. Katharina im 
Bistum Osnabrück tritt in sämtliche Verpflichtungen 
des Sondervermögens zur Sicherung der Altersversor-
gung von Priestern und Laienbediensteten im Bistum 
Osnabrück ein, die mit dem übertragenen Vermögen 
im Zusammenhang stehen, insbesondere in:

a)	Erstattungsansprüche des jeweiligen Dienstherrn/ 
der jeweiligen Dienstherrin,

b)	Verbindlichkeiten gegenüber Dritten,

c)	Vertragliche Bindungen, soweit sie nicht das ausge-
nommene Vermögen betreffen.

2.	 Die Berechtigten des Sondervermögens werden durch 
die Übertragung in ihren Rechten nicht beeinträchtigt. 
Ihre Versorgungsansprüche bestehen gegenüber der 
Katholischen Versorgungskasse St. Katharina im Bis-
tum Osnabrück in unveränderter Höhe und zu unver-
änderten Bedingungen fort.

§ 9
Fortführung der Zweckbindung

Das übertragene Vermögen des Sondervermögens ist nur 
zur Sicherstellung der Versorgungsbezüge, Beihilfen, 
Zuschüsse sowie Nachzahlungsverpflichtungen gegen-
über Rentenversicherungen nach Maßgabe des bisherigen 
Zwecks verwendet werden. Die Katholische Versorgungs-
kasse St. Katharina im Bistum Osnabrück führt die Versor-
gungstätigkeit für das übertragene Vermögen nahtlos fort.

§ 10
Beteiligungen

Der Diözesan-Vermögensverwaltungsrat, das Domkapitel 
sowie der Verwaltungsrat der Katholischen Versorgungs-
kasse St. Katharina im Bistum Osnabrück wurden vor Er-
lass dieses Gesetzes angehört. Der Diözesan-Vermögens-
verwaltungsrat hat der Übertragung in seiner Sitzung vom 
27. Juli 2026, das Domkapitel im Umlaufbeschluss vom 
10. August 2026 und der Verwaltungsrat der Katholischen 
Versorgungskasse St. Katharina im Bistum Osnabrück 
haben der Übertragung in seiner Sitzung vom 19. August 
2026 zugestimmt. 

§ 11
Satzung

Näheres regelt die Satzung der Katholischen Versorgungs-
kasse St. Katharina im Bistum Osnabrück.

§ 12
In-Kraft-Setzung

Das Gesetz tritt zum 27. August 2026 in Kraft.

Osnabrück,  den 24. August 2026

L. S.   + Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück

Art. 78

Stellvertretender Vorsitzender der 
Gemeinsamen Disziplinarkammer in den 

Bistümern Osnabrück und Hildesheim und 
im Bischöflichen Münsterschen Offizialat 

Vechta

Erklärung

Gemäß § 21 Abs. 1 i.V.m. § 22 der Disziplinarordnung der 
Schulstiftung im Bistum Osnabrück, der Disziplinarord-
nung für die kirchlichen Beamten im Bistum Hildesheim 
sowie der Disziplinarordnung für die Beamten der Rö-
misch-Katholischen Kirche im Oldenburgischen Teil der 
Diözese Münster, die an den Ersatzschulen in kirchlicher 
Trägerschaft, die aus öffentlichen Schulen hervorgegangen 
sind, als Lehrer tätig sind oder waren,

jeweils vom 1. November 2015,

wird ein Wechsel beim stellvertretenden Vorsitz der 
Gemeinsamen Disziplinarkammer vorgenommen.

Im gegenseitigen Einvernehmen durch 
den Bischof von Osnabrück, 

den Diözesanadministrator von Hildesheim sowie 
den Bischöflichen Offizial im Oldenburgischen Teil 

der Diözese Münster

wird mit Ablauf des 30.06.2026 
Herr Bernhard Moormann an Stelle 
von Herrn Benedikt Steenberg zum 

stellvertretenden Vorsitzenden 
der Gemeinsamen Disziplinarkammer berufen.

Die Gemeinsame Disziplinarkammer setzt sich somit 
zum 01.07.2026 wie folgt zusammen:

- 	Frau Julia Maaske; Vorsitzende (Bistum Hildesheim)

- 	Herr Bernhard Moormann; stellvertretender Vorsit-
zender; (Oldenburgischer Teil der Diözese Münster)
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- 	Herr Benedikt Steenberg (Bistum Hildesheim)

- 	Frau Sandra Körbs (Bistum Osnabrück)

Vechta ,  den 30.06.2026

L. S.   + Wilfried Theising
Bischöfl icher  Off iz ia l  und Weihbischof

Oldenburgischer Teil der Diözese Münster

Osnabrück,  den 27.07.2026

L. S.   + Dr. Dominicus Meier OSB
Bischof  von Osnabrück

Hildesheim,  den 10.08.2026

L. S.   + Dr. Martin Marahrens

Diözesanadminis t ra tor  von Hildesheim

Art. 79

URKUNDE
über die Errichtung des 

Kath. Kirchengemeindeverbandes 
Kindertagesstätten 

a.T.W.

Die römisch-katholischen Kirchengemeinden St. Elisa-
beth, Bad Rothenfelde, St. Pankratius, Hilter-Borgloh, 
und St. Barbara, Hilter-Wellendorf, werden mit Wirkung 
zum 01.09.2026, frühestens jedoch am Tag nach der                    
öffentlichen Bekanntmachung der Satzung im Kirchlichen 
Amtsblatt für die Diözese Osnabrück, zu einem Kirchen-
gemeindeverband im Sinne der §§ 20 ff. Kirchenvermö-
gensverwaltungsgesetz (KVVG) in der Fassung vom       
05. Dezember 2025 (Kirchliches Amtsblatt für die Diözese 
Osnabrück, 2025, S. 375 ff.) mit dem Namen

Katholischer Kirchengemeindeverband 
Kindertagesstätten

a.T.W.

mit Sitz in Bad Rothenfelde zusammengeschlossen.

Dem Kath. Kirchengemeindeverband wird die beiliegende 
Satzung vom heutigen Tage gegeben.

Osnabrück,  den 24.08.2026

L. S.    + Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück

Art. 80

Satzung 
für den 

Katholischen Kirchengemeindeverband 
Kindertagesstätten (KKVK)

 a.T.W.

Präambel

Als Teil des verfassungsrechtlich garantierten Selbst-
bestimmungsrechts aus Art. 140 des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland (GG) i. V. m. Art. 137                                                                                   
Abs. 5 der Weimarer Reichsverfassung (WRV) können 
sich öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften zu ei-
nem Verband zusammenschließen, der ebenfalls den 
Status einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft hat. Auf 
dieser Grundlage soll der Katholische Kirchengemein-
deverband Kindertagesstätten (KKVK) a.T.W. als öffent-
lich-rechtliche Körperschaft unter Berücksichtigung einer 
weiterhin engen Anbindung der Kindertagesstätten an 
die Kirchengemeinden als bisherige Träger insbesondere 
die administrativen Aufgaben der Kindertagesstättenträ-
gerschaften bündeln und zur Entlastung und Begleitung 
ehrenamtlicher Strukturen in den Kirchengemeinden so-
wie zu einer Professionalisierung der Wahrnehmung der 
Trägeraufgaben beitragen. Der Verband Kindertagesstät-
ten soll die Qualität der Trägerschaften in den Bereichen 
Administration, pädagogische Ausrichtung, pastorale Aus-
richtung, Personalvertretung und Angebotsstruktur sicher-
stellen. Dabei ist wichtig, dass die Verbandsstrukturen die 
Identifikation der Kirchengemeinden mit der jeweiligen 
Kindertagesstätte vor Ort absichern und zu einer Weiter-
entwicklung anregen. 

§ 1 
Bildung des Verbandes

(1) 	Die katholischen Kirchengemeinden 

St. Elisabeth, Bad Rothenfelde,
St. Pankratius, Hilter-Borgloh, und
St. Barbara, Hilter-Wellendorf,

bilden als Verbandsmitglieder einen Kirchengemein-
deverband gem. § 20 Kirchenvermögensverwaltungs-
gesetz für die Diözese Osnabrück (KVVG). 

(2) 	Der Verband führt den Namen: „Katholischer Kir-
chengemeindeverband Kindertagesstätten (KKVK) 
a.T.W.“. 

(3) 	Der Verband ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts.

(4) 	Der Verband ist anerkannter Träger der freien Jugend-
hilfe nach § 75 Abs. 3 SGB VIII. 

(5) 	Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
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§ 2
Sitz des Verbandes

Der Verband hat seinen Sitz in Bad Rothenfelde.

§ 3
Zweck und Aufgaben des Verbandes

(1) 	Der Verband erfüllt einen sozial-karitativen Auftrag 
auf kirchlicher Grundlage. Zweck des Verbandes ist 
die Trägerschaft und Betriebsführung der Kindertages-
stätten in den beteiligten Kirchengemeinden. 

(2) 	Der Verband ermöglicht in den angeschlossenen Kir-
chengemeinden bedarfsorientierte Angebote für Kin-
der und ihre Eltern und verfolgt dabei insbesondere 
folgende Ziele: 

1.	Entlastung der haupt- und ehrenamtlichen Mitar-
beiterinnen/Mitarbeiter der Kirchengemeinden von 
Verwaltungsaufgaben,

2.	 Schaffung von Synergieeffekten bei Verwaltungs-
aufgaben, 

3.	 flexibler, bedarfsorientierter und sozialverträglicher 
Personaleinsatz, 

4.	 Optimierung der Personalführung, -entwicklung 
und -qualifizierung, 

5.	 Erfüllung gesetzlicher und kirchenrechtlicher Qua-
litätsanforderungen unter Beachtung des Bistums-
rahmenhandbuchs,

6. 	Vorhalten, Sicherung, Weiterentwicklung und Pfle-
ge eines Qualitätsmanagementsystems auf Basis 
des im Bistum Osnabrück geltenden Rahmenhand-
buchs, 

7. 	langfristiger Erhalt katholischer Kindertagesstätten 
in der Fläche und eine enge Anbindung an die Kir-
chengemeinden als bisheriger Träger, 

8. 	wirtschaftliche Betriebsführung. 

(3) 	Der Verband kann Eigentümer der seinen Einrichtun-
gen dienenden Grundstücke und grundstücksgleichen 
Rechte werden. 

§ 4
Organ des Verbandes

(1) 	Organ des Verbandes ist die Verbandsvertretung gem.   
§ 22 Abs. 3 KVVG.

(2)	Die Amtsperiode der Verbandsvertretung entspricht 
den Amtsperioden der Kirchenvorstände. Die betei-
ligten Kirchengemeinden sind verpflichtet, innerhalb 
von zwei Monaten nach Konstituierung der neuen Kir-
chenvorstände, die von ihnen gem. § 5 dieser Satzung         
zu entsendenden Mitglieder zu benennen. Bis zur                                                                      
Konstituierung der neuen Verbandsvertretung bleiben 
die bisherigen Mitglieder im Amt.

§ 5
Verbandsvertretung 

(1) 	 Der jeweilige Pfarrer der Verbandsmitglieder, Pfarr-
beauftragter oder eine von diesen bevollmächtigte 
Person sind geborene Mitglieder der Verbandsvertre-
tung mit Stimmrecht. Sofern der Pfarrer oder Pfarr-
beauftragte für mehrere beteiligte Kirchengemeinden 
verantwortlich ist, ist er für eine von ihm festgelegte, 
beteiligte Kirchengemeinde geborenes Mitglied in 
der Verbandsvertretung. Für die weiteren beteiligten 
Kirchengemeinden ist von ihm jeweils eine weitere 
Person zu bevollmächtigen. Unter Berücksichtigung 
der Regelung in Absatz 2 ist sicherzustellen, dass die 
Verbandsvertretung mehrheitlich aus gewählten Mit-
gliedern der Kirchenvorstände der beteiligten Kir-
chengemeinden besteht. 

(2) 	 Jedes Verbandsmitglied entsendet zudem ein weiteres 
stimmberechtigtes Mitglied in die Verbandsvertre-
tung, die vom jeweiligen Kirchenvorstand aus seiner 
Mitte gewählt werden. 

(3) 	 Für jedes geborene und gewählte Mitglied der Ver-
bandsvertretung gem. Abs. 1 und Abs. 2 soll je-
weils eine Stellvertreterin/ein Stellvertreter benannt 
werden, die/der gewähltes Mitglied im jeweiligen 
Kirchenvorstand sein muss. Die stellvertretenden 
Mitglieder eines Verbandsmitglieds können sich ge-
genseitig vertreten. 

(4) 	 Die erstmalige Einberufung nach Gründung des Ver-
bands erfolgt durch den Dechanten des Dekanats 
Osnabrück Süd. Er verpflichtet die Mitglieder der 
Verbandsvertretung zu Beginn der Sitzung gem. § 4 
Abs. 1 der Geschäftsanweisung für Kirchenvorstände 
(GAKV) auf ihr Amt. Bei zukünftigen Neukonstituie-
rungen der Verbandsvertretung erfolgt die Einladung 
zur konstituierenden Sitzung sowie die Verpflichtung 
der Mitglieder durch die bisherige Vorsitzende/den 
bisherigen Vorsitzenden. 

(5) 	 Die Verbandsvertretung stimmt auf ihrer ersten Sit-
zung über den Vorschlag an den Bischof hinsichtlich 
der Person der/des Vorsitzenden, die/der aus der Mit-
te der Verbandsvertretung stammt, ab. Die Ernennung 
erfolgt durch den Bischof. Die Stellvertreterin/Der 
Stellvertreter wird von der Verbandsvertretung aus 
ihrer Mitte gewählt.

(6) 	 Die Berufung zum Mitglied der Verbandsvertretung 
bedarf der Genehmigung des Bischöflichen General-
vikariates, sofern die betreffende Person nicht Mit-
glied des Kirchenvorstands eines Verbandsmitglieds 
ist. 

(7) 	 Die Mitglieder der Verbandsvertretung haben das 
Recht, jederzeit von ihrem Amt zurückzutreten, und 
zwar durch eine schriftliche Erklärung gegenüber der/
dem Vorsitzenden der Verbandsvertretung. Scheidet 
ein Mitglied vorzeitig aus, so beruft die Verbandsver-
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tretung auf Vorschlag des entsprechenden Kirchen-
vorstandes für die restliche Zeit der Amtsdauer des 
ausscheidenden Mitglieds eine Nachfolgerin/einen 
Nachfolger aus der Mitte des Kirchenvorstands der 
jeweils betroffenen beteiligten Kirchengemeinde.

(8) 	 Die Mitglieder der Verbandsvertretung können von 
den jeweils beteiligten Kirchengemeinden aus wich-
tigem Grund vorzeitig abberufen werden; die Abbe-
rufung bedarf der Genehmigung des Bischöflichen 
Generalvikariates. Als wichtiger Grund kann insbe-
sondere der Austritt aus dem Kirchenvorstand einer 
der beteiligten Kirchengemeinden in Betracht kom-
men.

(9) 	 Die beteiligten Kirchengemeinden können ihren Ver-
treterinnen/Vertretern in der Verbandsvertretung Wei-
sungen erteilen. 

(10)	Die/Der Vorsitzende des pastoral-pädagogischen 
Beirats und die Geschäftsführerin/der Geschäftsfüh-
rer nehmen an Sitzungen der Verbandsvertretung mit 
beratender Stimme teil. Letztere/Letzterer ist für die 
Organisation der Sitzungen und für das Protokoll ver-
antwortlich.

§ 6
Aufgaben der Verbandsvertretung

Die Verbandsvertretung ist für alle Angelegenheiten des 
Verbandes zuständig, soweit nicht die Zuständigkeit der 
Geschäftsführerin/des Geschäftsführers begründet ist. Die 
Verbandsvertretung ist somit insbesondere für folgende 
Aufgaben zuständig: 

1. 		  Beschluss über den Antrag an den Bischof hinsicht-
lich der Entscheidung über die Aufnahme neuer Mit-
glieder sowie den Ausschluss von Mitgliedern

2. 		  Beschluss über den Antrag an den Bischof hinsicht-
lich der Änderung der Satzung,

3. 		  Beschluss über den Antrag an den Bischof hinsicht-
lich der Auflösung des Verbandes,

4. 		  Planung der Ziele und Aufgaben des Verbandes im 
Rahmen seiner Zweckbestimmung, 

5. 	 	 Verwaltung der finanziellen Mittel und des Vermö-
gens des Verbandes sowie Beaufsichtigung der wei-
teren Tätigkeit der Geschäftsführerin/des Geschäfts-
führers, 

6. 		  Berufung einer Geschäftsführerin/eines Geschäfts-
führers nach Maßgabe des § 9 Abs. 1,

7. 		  Entscheidung über die Einstellung, Ernennung und 
Entlassung von Mitarbeiterinnen/Mitarbeitern; die 
Verbandsvertretung kann diese Entscheidungen, so-
fern sie nicht die Leitung einer Kindertagesstätte be-
treffen, an die Geschäftsführerin/den Geschäftsführer 
übertragen, die/der in diesem Zusammenhang auch 
die Genehmigung des Bischöflichen Generalvikariats 
einholt, 

8. 		  Entscheidung über Ausweitung oder Reduzierung des 
Angebots in den einzelnen Einrichtungen; die Ver-
bandsvertretung kann diese Entscheidungen, sofern 
sie nicht von herausgehobener Bedeutung sind, an die 
Geschäftsführerin/den Geschäftsführer übertragen, 

9. 	 	 Entscheidung über Miet-, Pacht-, Leasing-, Kauf-,                    
Wartungs- und Geschäftsbesorgungsverträge, die 
unbefristet sind oder deren Laufzeit mehr als 2 Jahre 
beträgt oder deren Gesamtwert auf das Jahr gerechnet 
10.000 € übersteigt, 

10. 	 Entscheidung über den Erwerb, die Belastung und 
Veräußerung von Grundstücken und grundstücksglei-
chen Rechten,

11. 	 Beschluss des Haushalts- und des Stellenplans,

12. 	 Feststellung der Jahresrechnung und Entlastung der 
Geschäftsführung.

§ 7
Sitzungen der Verbandsvertretung

(1) 	 Die Verbandsvertretung wird von der/dem Vorsit-
zenden je nach Bedarf, mindestens aber viermal im 
Jahr, zu einer ordentlichen Sitzung einberufen. Die/
Der Vorsitzende legt im Benehmen mit der Ge-
schäftsführerin/dem Geschäftsführer des Verbandes 
die Tagesordnung fest. Sie/Er hat dabei Vorschläge 
aufzunehmen, die ihr/ihm bis spätestens drei Wochen 
vor dem Sitzungstermin von den beteiligten Kirchen-
gemeinden vorgelegt werden. 

(2) 	 Die Verbandsvertretung ist unverzüglich einzuberu-
fen, wenn mindestens ein Drittel der beteiligten Kir-
chengemeinden dieses unter Angabe der zur Beratung 
zu stellenden Gegenstände verlangt. 

(3) 	 Die Einladungen erfolgen schriftlich oder in Text-
form unter Angabe der Beratungsgegenstände min-
destens eine Woche vor dem Sitzungstag. 

(4) 	 Die Verbandsvertretung ist beschlussfähig, wenn zu 
der Sitzung ordnungsgemäß eingeladen wurde und 
mehr als die Hälfte der Mitglieder der Verbandsver-
tretung anwesend ist.

(5) 	 Jede Vertreterin/Jeder Vertreter eines Verbandsmit-
glieds hat eine Stimme. Soweit nichts anderes be-
stimmt ist, werden Beschlüsse mit einfacher Stim-
menmehrheit gefasst. Bei Stimmgleichheit ist der 
Antrag abgelehnt. 

(6) 	 Die gewählten Vertreterinnen/Vertreter dürfen weder 
bei der Beratung noch bei der Beschlussfassung an-
wesend sein, sofern sie selbst, ihre Ehegattin/ihr Ehe-
gatte, ein Elternteil, Kind oder Geschwister oder eine 
ihnen sonst nahestehende Person oder eine von ihnen 
kraft gesetzlicher oder rechtsgeschäftlicher Voll-
macht vertretene natürliche oder juristische Person 
durch die Beschlussfassung einen Vor- oder Nachteil 
erleiden könnte oder aus anderen Gründen eine Inte-
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ressenkollision möglich ist. Über das Vorliegen einer 
möglichen Befangenheit entscheidet die Verbands-
vertretung.

(7) 	 Die Geschäftsführerin/Der Geschäftsführer nimmt 
regelmäßig an den Sitzungen der Verbandsvertre-
tung ohne Stimm- und Antragsrecht teil. Sie/Er ist für 
die Organisation der Sitzungen und für das Protokoll 
verantwortlich.

(8) 	 Beschlüsse über Anträge an den Bischof zur Ände-
rung der Satzung bedürfen einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Mitglieder, Beschlüsse über Anträge an 
den Bischof zur Änderung der Aufgaben des Verban-
des müssen einstimmig gefasst werden. 

(9) 	 Über Anträge, die nicht auf der Tagesordnung ste-
hen, darf nur abgestimmt werden, wenn sämtliche 
Mitglieder des Verbandes durch mindestens ein ge-
wähltes Mitglied i. S. d. § 5 Abs. 2 vertreten sind und 
niemand einer Beschlussfassung über den Antrag wi-
derspricht. 

(10) 	Über die von der Verbandsvertretung gefassten Be-
schlüsse ist ein Protokoll zu erstellen. Das Protokoll 
ist von der/dem Vorsitzenden, der Geschäftsführerin/
dem Geschäftsführer und der Protokollführerin/dem 
Protokollführer zu unterschreiben. 

§ 8
Pastoral-pädagogischer Beirat 

(1) 	Es wird ein pastoral-pädagogischer Beirat gebildet, 
der die Verbandsvertretung und die Geschäftsführung 
in ihren Aufgaben unterstützen soll. 

(2) 	Stimmberechtigte Mitglieder des pastoral-pädago-
gischen Beirats sind die Leiterinnen/Leiter der Kin-
dertagesstätten und die pastoralen Ansprechpersonen 
(§ 15 Abs. 2) der beteiligten Kirchengemeinden. Zu-
dem kann die Fachberatung des Caritasverbands für 
die Diözese Osnabrück e. V. und je eine/ein von jedem 
Verbandsmitglied zu benennende Elternvertreterin/
zu benennender Elternvertreter an den Sitzungen des 
Beirates mit beratender Stimme teil. Die Geschäfts-
führerin/Der Geschäftsführer kann an den Sitzungen 
des Beirates ohne Stimm- und Antragsrecht teilneh-
men und ist für die Einberufung und Organisation der 
Sitzungen sowie für das Protokoll verantwortlich. 

(3) 	Der pastoral-pädagogische Beirat wählt aus seiner 
Mitte eine Vorsitzende/einen Vorsitzenden und eine 
stellvertretende Vorsitzende/einen stellvertretenden 
Vorsitzenden. Die/Der Vorsitzende ist beratendes Mit-
glied in der Verbandsvertretung. Bei ihrer/seiner Ver-
hinderung wird sie/er durch seine Stellvertreterin/sei-
nen Stellvertreter in der Verbandsvertretung vertreten.

(4) 	Die Regelungen des § 7 Abs 2, 3, 4, 5 sowie § 7        
Abs. 9 und 10 gelten entsprechend auch für Sitzun-
gen des Beirates. Der Beirat sollte mindestens zwei-
mal im Jahr tagen.

(5) 	Die Aufgaben des Beirates umfassen 

- 	die Sicherstellung der pastoralen Zusammenarbeit 
zwischen den beteiligten Kirchengemeinden und 
den Kindertagesstätten,

- 	die Begleitung bei der Umsetzung des Bistumsrah-
menhandbuches,

- 	die Begleitung der Gremien des Verbandes und der 
Kindertagesstätten bei der Entwicklung und Um-
setzung von Einrichtungsleitbildern sowie entspre-
chender pädagogischer Konzepte,

- 	die fachliche Begleitung der Arbeit der Organe des 
Verbandes insgesamt.

Der Beirat kann per Beschluss Empfehlungen an die 
Verbandsvertretung formulieren, über die diese dann 
abschließend entscheidet. Der Beirat kann zur Sicher-
stellung der ihm zugewiesenen Aufgaben bei Bedarf 
die religionspädagogischen Fachkräfte der dem Ver-
band angeschlossenen Kindertagesstätten hinzuziehen.

§ 9
Geschäftsstelle 

(1) 	Die Geschäftsführung wird der Geschäftsstelle über-
tragen. Die Verbandsvertretung beruft im Einverneh-
men mit dem Bischöflichen Generalvikariat eine Mit-
arbeiterin/einen Mitarbeiter, der die Geschäftsstelle 
leitet und die Geschäftsführung verantwortlich wahr-
nimmt. Die Geschäftsführerin/Der Geschäftsführer 
nimmt im Auftrag der Verbandsvertretung sowie nach 
Maßgabe der Beschlüsse der Verbandsvertretung die 
Geschäftsführung der Einrichtungen des Verbandes 
wahr. 

(2) 	Bei der Ausübung der Geschäftsführung hat sich die 
Geschäftsführerin/der Geschäftsführer am Zweck und 
den Aufgaben des Verbandes, der Zielsetzung und 
Aufgabenstellung seiner Einrichtungen unter Beach-
tung der einschlägigen Vorschriften zu orientieren. 

(3) 	Die Berufung bedarf der kirchenaufsichtlichen Ge-
nehmigung nach § 16 Abs. 1 Ziff. 10 KVVG. Die 
Berufung bedarf der Genehmigung des Bischofs, so-
fern die betreffende Person nicht Mitglied der katho-
lischen Kirche ist. 

(4) 	Die Geschäftsführerin/Der Geschäftsführer übt die 
Funktion des Dienstvorgesetzten für die Mitarbeite-
rinnen/Mitarbeiter des Verbandes aus.

(5) 	Die Geschäftsstelle erfüllt insbesondere folgende Auf-
gaben: 

1. 	Ausführung der Beschlüsse der Verbandsvertre-
tung, 

2. 	Aufstellung von Haushaltsplan und Jahresrech-
nung, 
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3. 	Verwaltung der finanziellen Mittel und des Vermö-
gens des Verbandes nach Vorgabe der Verbandsver-
tretung, 

4. 	Erledigung des Kassen- und Rechnungswesens 
nach den jeweils geltenden Vorschriften, 

5.	 Gewährleistung der Leistungsfähigkeit und Wirt-
schaftlichkeit des Verbandes, 

6. 	Ausfertigung und Unterzeichnung von Dienst- und 
Arbeitsverträgen im Rahmen von § 6, Ziff. 7, so-
fern eine Delegation der Aufgabe durch die Ver-
bandsvertretung erfolgt ist. Darüber hinaus sind 
Dienst- und Arbeitsverträge von der/dem Vorsit-
zenden der Vertretung und der Geschäftsführerin/
dem Geschäftsführer zu unterzeichnen. 

7. 	Abschluss von Miet-, Pacht-, Leasing-, Kauf-, War-
tungs- und Geschäftsbesorgungsverträgen, 

8. 	Durchführung von Instandsetzungsmaßnahmen an 
den Gebäuden der Kindertagesstätten

– 	 in Abstimmung mit der Gebäudeeigentümerin/
dem Gebäudeeigentümer, 

– 	 bis zu 10.000 € im Einzelfall, 

9. 	Verzicht und Niederschlagung von Forderungen bis 
1.000 € im Einzelfall,

10.	Beteiligung der Mitarbeitervertretung (MAV)

11.	Einholung kirchenaufsichtlicher Genehmigungen 	
	gem. § 23 i. V. m. § 16 Abs. 1 KVVG. 

(6) 	Die Geschäftsstelle hat in folgenden Fällen die Ein-
willigung der Verbandsvertretung einzuholen: 

1.	 bei Anschaffungen und Investitionen, welche im 
Haushaltsplan nicht vorgesehen sind oder den Rah-
men des Haushaltsplanes überschreiten, 

2. 	bei Abschluss von Miet-, Pacht-, Leasing-, Kauf-, 
Wartungs- und Geschäftsbesorgungsverträgen, die 
unbefristet sind oder deren Laufzeit mehr als 2 Jah-
re beträgt oder deren Gesamtwert auf das Jahr ge-
rechnet 10.000 € übersteigt, 

3. 	für die Aufnahme und Gewährung von Krediten, 

4. 	bei Abschluss, Änderung oder Aufhebung von Ge-
stellungsverträgen, 

5.	 für die Entwicklung von Grundsätzen für Aufnah-
mekriterien, 

6. 	für den Abschluss von Dienstvereinbarungen. 

(7) 	Die Geschäftsführerin/Der Geschäftsführer erstattet 
der Verbandsvertretung in den Sitzungen Bericht über 
grundsätzliche Fragen in Ausübung der Geschäftsfüh-
rung, die Lage des Verbandes und deren Einrichtun-
gen, insbesondere über die Entwicklung der Perso-
nalstruktur (Personalbesetzung und Stellenplan) und 
Finanzstruktur (Liquiditätsstatus und Finanzstatus). 

Über außergewöhnliche Ereignisse, die den Verband 
und dessen Einrichtung betreffen, ist unverzüglich Be-
richt an die Verbandsvertretung zu erstatten. 

§ 10
Vertretung

(1) 	Die Verbandsvertretung verwaltet und vertritt den Kir-
chengemeindeverband.

(2) 	Die gerichtliche und die außergerichtliche Vertretung 
im Rechtsverkehr erfolgen durch die Vorsitzende/
den Vorsitzenden der Verbandsvertretung und die Ge-
schäftsführerin/den Geschäftsführer gemeinsam. Die 
Geschäftsführerin/Der Geschäftsführer ist im Rahmen 
der Führung der Geschäfte i. S. d. § 9 Abs. 5 alleinver-
tretungsbefugt.

§ 11
Gebäude, Grundstücke

(1) 	Die beteiligten Kirchengemeinden verpflichten sich, 
die für den Betrieb von Kindertagesstätten einschließ-
lich der Krippen in ihren Kirchengemeinden erforder-
lichen Räumlichkeiten nebst der Außenflächen dem 
Verband auf der Grundlage entsprechender Regelun-
gen, die zwischen den beteiligten Kirchengemeinden 
und dem Kirchengemeindeverband zu vereinbaren 
sind, zum Betrieb zur Verfügung zu stellen. 

(2) 	Baumaßnahmen werden einvernehmlich zwischen der 
Kirchengemeinde als Gebäudeeigentümerin und dem 
Verband vereinbart. Die Durchführung der Baumaß-
nahmen kann durch den Verband auf Rechnung der 
Kirchengemeinde erfolgen. Die vertraglichen Verein-
barungen mit der Kommune und die staatlichen sowie 
die kirchlichen Rechtsvorschriften und Rahmenvorga-
ben sind dabei zu beachten. 

(3) 	Instandsetzungsmaßnahmen, die zu den laufenden Be-
triebsausgaben der Kindertagesstätte zählen, werden 
vom Verband in Abstimmung mit der Kirchengemein-
de veranlasst und über den laufenden Betrieb finan-
ziert. Die Zuordnung der Ausgaben zum laufenden 
Betrieb orientiert sich an der vertraglichen Vereinba-
rung mit der jeweiligen Kommune. 

(4) 	Alle laufenden Betriebskosten inklusive der Versiche-
rungsbeiträge, die durch die Nutzung der Gebäude für 
den Betrieb der Kindertagesstätten entstehen, trägt der 
Verband. Bei gemischt genutzten Gebäuden ist die 
Kostenzuordnung zwischen Kirchengemeinde und 
Verband zu regeln. 

§ 12
Inventar

(1) 	Das zum Zeitpunkt des Übergangs des Betriebs der 
Kindertagesstätte an den Verband im Eigentum der 
Kirchengemeinde befindliche Inventar inklusive aller 
Spielmaterialien und Außenspielgeräte geht in das Ei-
gentum des Verbandes über. 
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(2) 	Die Unterhaltung und Ersatzbeschaffung des Inven-
tars erfolgt ab Betriebsübernahme durch den Verband 
im Rahmen der laufenden Betriebskosten. 

(3) 	Die Finanzierung der Neu- bzw. Erstbeschaffung von 
Inventar, das den Investitionskosten für die Gebäude 
zugeordnet ist, erfolgt entsprechend der Regelungen 
für die Gebäudefinanzierung. 

(4) 	Der Verkauf oder die dauerhafte Verbringung von In-
ventar an einen anderen Ort mit einem Zeitwert von 
mehr als 1.000 € erfolgt im Einvernehmen mit dem 
Kirchenvorstand der betroffenen Einrichtung. 

(5) 	Bei Ausscheiden einer Kirchengemeinde aus dem 
Verband und Weiterbetrieb der Kindertagesstätte in 
eigener Verantwortung kann die Kirchengemeinde die 
Rückübereignung des gesamten Inventars fordern. 

§ 13
Finanzierung

(1) 	Die durch die Betriebseinnahmen und Zuweisungen 
Dritter nicht gedeckten Betriebsausgaben einer Kin-
dertagesstätte einschließlich der Verwaltungskosten 
des Verbandes werden von dem jeweiligen Verbands-
mitglied getragen, für das der Verband den Betrieb 
der Kindertagesstätte übernimmt, sofern nicht durch 
einstimmigen Beschluss der Verbandsvertretung der   
Differenzbetrag nach der Anzahl der betreuten Grup-
pen auf alle beteiligten Kirchengemeinden umgelegt 
wird.

(2) 	Zur Bereitstellung einer ausreichenden Kassenliqui-
dität gewährt jedes Verbandsmitglied bei Bedarf bei 
Eintritt dem Verband ein zinsloses Darlehen in Höhe 
der gesetzlichen Anforderungen an die Betriebsmittel-
rücklage, soweit sie sich aus dem bisherigen Betrieb 
der Kindertagesstätte ergeben. 

§ 14
Beteiligung der Kirchengemeinden

(1) 	Der Verband muss über die Angebots- und Betriebs-
form der einzelnen Kindertagesstätte mit dem jewei-
ligen Verbandsmitglied Einvernehmen erzielen, ins-
besondere wenn dadurch die finanziellen Belange der 
Kirchengemeinde maßgeblich betroffen sind. Dabei 
sind die gesetzlichen Vorgaben und die kommunalen 
Mitwirkungsrechte zu beachten. 

(2) 	Aufgrund der besonderen Bedeutung der Kinderta-
gesstättenleitung für die Zusammenarbeit zwischen 
Kirchengemeinde und Kindertagesstätte hat die Ver-
bandsvertretung das Einvernehmen mit der Kirchen-
gemeinde über die nicht nur vorübergehende Neu-
besetzung der Stelle der Kindertagesstättenleitung 
herbeizuführen. 

(3) 	Die Geschäftsstelle hat ein Bewerbungsverfahren 
durchzuführen und die Entscheidung der Verbands-
vertretung und des Kirchenvorstandes vorzubereiten. 
Die Kirchengemeinde verpflichtet sich, innerhalb 
von sechs Wochen nach Aufforderung durch die Ge-
schäftsführerin/den Geschäftsführer eine Empfehlung 
zur Besetzung der Stelle an den Verband abzugeben. 
Kann innerhalb von sechs Wochen kein Beschluss von 
der Kirchengemeinde herbeigeführt werden, gilt das 
Einvernehmen des Kirchenvorstands als erteilt und 
die Verbandsvertretung entscheidet allein über die Be-
setzung der Stelle. 

§ 15
Pastorale Einbindung

(1) 	Die katholische Kindertagesstätte ist weiterhin Teil 
der Pastoral der Kirchengemeinde und in diese ein-
gebunden. Die Kirchengemeinde erarbeitet auf der 
Grundlage der pastoralen Rahmenkonzeption ein pas-
torales Kooperationskonzept für die Einbindung der 
Kindertagesstätte in die pastorale Arbeit der Kirchen-
gemeinde. Dabei sind personell verlässliche und ver-
bindliche Koordinations- und Kooperationsstrukturen 
zwischen Kindertagesstätte und Kirchengemeinde zu 
klären und zu sichern. 

(2) 	Aus dem Pastoralteam ist für die Kirchengemeinde 
eine pastorale Ansprechperson zu benennen. Origi-
näre Aufgabe der pastoralen Ansprechperson ist zu-
nächst die pastorale Begleitung, die Einbindung der 
Kindertagesstättenarbeit in die Kirchengemeinde, die 
pastorale Unterstützung und Begleitung der Mitarbei-
terinnen/Mitarbeiter und die Zusammenarbeit der Lei-
tung bei der Entwicklung von Leitbild und Konzep-
tion. Die pastoralen Ansprechpersonen sind Mitglied 
des pastoral-pädagogischen Beirats (§ 8). 

(3) 	Die pastoralen Ansprechpersonen und die Geschäfts-
stelle des Verbandes verpflichten sich zu einer vertrau-
ensvollen Zusammenarbeit. 

(4) 	Bei etwaigen Meinungsverschiedenheiten zwischen 
den pastoralen Ansprechpersonen und der Geschäfts-
stelle vermittelt der leitende Pfarrer bzw. der/die Pfarr-
beauftragte der betreffenden Kirchengemeinde. Sollte 
dabei keine Einigung erzielt werden, entscheidet der 
Dechant des Dekanats Osnabrück Süd nach Anhörung 
der Beteiligten.

§ 16
Mitarbeitervertretung

Die Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter bilden nach den Bestim-
mungen der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) der 
Diözese Osnabrück eine eigene Mitarbeitervertretung. 
Rechte und Pflichten der Mitarbeitervertretung richten 
sich nach der MAVO.
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§ 17
Übergang der Trägerschaft für Kindertagesstätten 

auf den Verband

Zeitpunkt und Umfang des Übergangs der Trägerschaft 
einer Kindertagesstätte einer beteiligten Kirchengemeinde 
auf den Verband werden durch gesonderte Vereinbarungen 
auf der Basis eines Betriebsüberganges nach § 613a BGB 
geregelt. 

§ 18
Neuaufnahme von Mitgliedern

(1) 	Über die Neuaufnahme von weiteren Kirchengemein-
den entscheidet der Bischof nach Anhörung der betei-
ligten Kirchengemeinden. 

(2)	Dem Kirchengemeindeverband steht ein Vorschlags-
recht zu. Hierüber entscheidet die Verbandsvertretung 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmä-
ßigen Stimmenzahl. 

(3) 	Art. 12 des Konkordats zwischen dem Heiligen Stuhle 
und dem Lande Niedersachsen (Konkordat ND) bleibt 
unberührt. 

§ 19
Ausscheiden, Ausschluss aus dem Verband

(1) 	Der Bischof entscheidet über das Ausscheiden eines 
Verbandsmitglieds nach Anhörung der Kirchenvor-
stände aller am Kirchengemeindeverband beteiligten 
Kirchengemeinden. 

(2) 	Jedes Verbandsmitglied verpflichtet sich gegenüber 
dem Verband, von seinem Recht zur Anrufung des Bi-
schofs mit der Bitte um Zustimmung zum Ausscheiden 
aus dem Verband nur mit einer Frist von drei Jahren 
zum Ende eines Kindertagesstättenjahres Gebrauch zu 
machen. Die Verbandsvertretung ist innerhalb der ge-
nannten Frist über die Absicht des Verbandsmitglieds 
zu informieren. 

	 Sofern das Verbandsmitglied in seinem Zuständig-
keitsbereich keine Kindertagesstätte bzw. keine ver-
gleichbare Einrichtung betreibt, kann es sich ohne Ein-
haltung der Frist aus Satz 1 an den Bischof wenden.

	 Über einen möglichen Anspruch auf Rückübertragung 
des Betriebs einer Kindertagesstätte entscheidet der 
Bischof. Im Regelfall ist Voraussetzung hierfür, dass 
der Defizitträger der Rückübertragung zustimmt.

(3) 	Die Verbandsvertretung kann beim Bischof den Aus-
schluss eines Verbandsmitglieds beantragen. Ein sol-
cher Antrag bedarf eines Beschlusses von zwei Dritteln 
der satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsver-
tretung. Voraussetzung ist, dass das auszuschließende 
Verbandsmitglied nachhaltig die gemeinsamen Interes-
sen des Verbandes beeinträchtigt, die Zusammenarbeit 
im Verband wiederholt verweigert oder seinen sonsti-
gen Pflichten nach dieser Satzung nicht nachkommt. 

Vor dem Ausschluss ist das Verbandsmitglied durch 
Beschluss der Verbandsvertretung abzumahnen. 

(4) 	Das ausscheidende bzw. ausgeschlossene Verbands-
mitglied haftet für die bis zu seinem Ausscheiden 
entstandenen Verbindlichkeiten des Verbandes ent-
sprechend der sich aus § 13 Abs. 1 ableitenden Quote 
weiter. 

§ 20
Auflösung des Kirchengemeindeverbandes

(1) 	Der Bischof kann die Auflösung des Verbands nach 
Anhörung der Kirchenvorstände aller am Kirchenge-
meindeverband beteiligten Kirchengemeinden anord-
nen.

(2) 	Die Verbandsvertretung kann über einen entsprechen-
den Antrag an den Bischof beschließen. Der Beschluss 
bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungs-
mäßigen Stimmenzahl der Verbandsvertretung. 

(3) 	Die beteiligten Kirchengemeinden haften für die bis 
zur Auflösung entstandenen Verbindlichkeiten des 
Verbandes weiter. 

§ 21
Einvernehmen

Kann im Sinne dieser Satzung zwischen Verband und 
Kirchengemeinde oder zwischen der Geschäftsführerin/
dem Geschäftsführer und Verbandsvertretung kein Ein-
vernehmen hergestellt werden, kann das Bischöfliche Ge-
neralvikariat nach Anhörung und erfolgloser Vermittlung 
erforderliche Maßnahmen selbst treffen. Bei dringend 
erforderlichen Maßnahmen kann das Bischöfliche Gene-
ralvikariat unmittelbar ohne Anhörung und ohne Vermitt-
lungsversuch handeln.

§ 22
Anzuwendende Bestimmung

Gem. § 23 KVVG finden für den Verband sowie für die 
Aufsicht über den Verband die Bestimmungen des  KVVG 
und nach § 81 GAKV die Regelungen der GAKV entspre-
chend Anwendung. 

§ 23
Schlussbestimmung

Die Satzung des Kirchengemeindeverbandes tritt zum 
01.09.2026 in Kraft, frühestens jedoch am Tag nach der 
öffentlichen Bekanntmachung der Satzung im Kirchlichen 
Amtsblatt für die Diözese Osnabrück.

Osnabrück,  24.08.2026

L. S.   + Dr. Dominicus Meier OSB

Bischof  von Osnabrück
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Art. 81

Änderung des Terminplans 
der Wahl zur 

Regional-KODA Osnabrück/Vechta 2026

Terminplan

Zur Veröffentlichung der vom Wahlvorstand für die Diö-
zese Osnabrück zur Wahl der Regional-KODA im Kirch-
lichen Amtsblatt Nr. 4 vom 24.04.2026 (Art. 52) hat sich 
eine Veränderung ergeben:

Die Uhrzeit am Wahltag Mittwoch, 2. Dezember 2026, 
wurde auf 14:00 Uhr verschoben. Bis zu dieser Uhrzeit 
müssen Stimmzettel beim Wahlvorstand eingegangen 
sein. Die Stimmauszählung erfolgt im Anschluss daran. 
Sie ist öffentlich.

Osnabrück,  18. August 2026

Der Wahlvorstand für die Diözese Osnabrück
zur Wahl der Regional-KODA

Art. 82

Informationen zum Caritas-Sonntag

Der diesjährige Caritas-Sonntag findet am 20. September 
2026 statt. Wir bitten darum, am Sonntag vorher (13.09.) 
in allen heiligen Messen einschließlich der Vorabendmes-
se den Aufruf der deutschen Bischöfe zu verlesen.

Am Caritas-Sonntag wird der zentrale Festgottesdienst um 
10 Uhr in der Propstei St. Vitus in Meppen gefeiert.

Das vielfältige Beratungsangebot der Caritas im Bistum 
Osnabrück unterstützt Menschen in unterschiedlichen Le-
benssituationen und Notlagen. Dazu gehört unter anderem 
die Allgemeine soziale Beratung, die Wohnungslosenhilfe, 
die Schuldnerberatung, Hilfe bei Arbeitslosigkeit oder bei 
psychischen Erkrankungen und familiären Problemen. Die 
Kollekte am Caritas-Sonntag wird für die Arbeit der Cari-
tas im Bistum Osnabrück bereitgestellt, damit weiterhin 
Menschen geholfen werden kann, die auf Hilfe und Soli-
darität angewiesen sind.

Die Kollekte erfolgt entsprechend dem Kollektenplan am 
20. September 2026; der Kollektenertrag wird an die Bis-
tumskasse abgeführt.

Der Caritasverband für die Diözese Osnabrück e.V. sendet 
im August allen Kirchengemeinden entsprechendes Wer-
bematerial.

Weitere Material- und Informationsanforderungen können 
an den Caritasverband für die Diözese Osnabrück e. V., 
Knappsbrink 58, 49080 Osnabrück, gerichtet werden.

Osnabrück,  3. August 2026

Das Bischöfliche Generalvikariat

Art. 83

Welttag der Sozialen Kommunikationsmittel

Der diesjährige Welttag der Sozialen Kommunikations-
mittel am Sonntag, 13.09.2026, steht unter dem Thema 
„Menschliche Stimmen und Gesichter bewahren“.

Die Grundtexte hierzu finden Sie im Internet unter         
www.dbk.de/themen. 

Dieser Welttag ist ebenfalls ein guter Anlass, für den       
Bezug des KIRCHENBOTEN zu werben. 

Bitte überweisen Sie die Kollekte an das Bistum Osna-
brück unter Verwendung der zur Verfügung gestellten 
Überweisungsträger. 

Osnabrück,  3. August 2026

Das Bischöfliche Generalvikariat

Art. 84

Hinweise zur Durchführung 
der Missio-Aktion 2026 (Missio Aachen)

Die Solidaritätsaktion zum Sonntag der Weltmission am 
25. Oktober 2026 steht unter dem Leitwort „Sei mutig und 
stark“ (Jos 1,6) und lenkt den Blick auf Madagaskar, wo 
viele Menschen jeden Tag mutig und stark um das Nötigs-
te ringen müssen. Die Kirche vor Ort unterstützt sie dabei 
– mit Bildung, medizinischer Versorgung, sozialen Diens-
ten und Seelsorge.

Der Weltmissionssonntag wird 2026 in besonderer Weise 
begangen. Seit 100 Jahren verbindet dieser Tag die Kirche 
weltweit in Gebet, Solidarität und Verantwortung fürein-
ander. Christinnen und Christen sind über Grenzen hinweg 
miteinander verbunden und tragen gemeinsam Verantwor-
tung für die Glaubensgeschwister weltweit.

In seiner Botschaft zum Weltmissionssonntag 2026 erin-
nert Papst Leo XIV. daran, dass missionarisches Handeln 
aus dem Glauben heraus Mut verlangt – Mut zum Zeugnis, 
zur Hoffnung und zur tätigen Nächstenliebe.
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Missio bittet darum, die Aktion im Monat der Weltmission 
aktiv zu unterstützen: Hängen Sie das Aktionsplakat gut 
sichtbar aus, legen Sie Spendentüten und Gebetskarten in 
der Kirche aus oder verteilen Sie diese über den Pfarrbrief 
bzw. an Haushalte. Auch Veranstaltungen vor Ort – etwa 
das Missio-Solidaritätsessen „Die Welt an einem Tisch“ – 
können ein Zeichen weltkirchlicher Gemeinschaft setzen. 
Anregungen zur Gottesdienstgestaltung und Aktionsideen 
bietet das Aktionsheft mit liturgischen Bausteinen.

Die bundesweite Eröffnung der Aktion findet vom 25. bis 
27. September 2026 im Bistum Aachen statt. In einem fei-
erlichen Pontifikalamt eröffnet Bischof Dr. Helmut Dieser 
zusammen mit Msgr. Luc Olivier Razafitsimialona, Bi-
schof von Tôlagnaro, und weiteren Gästen aus Madagas-
kar am Sonntag, 27. September, offiziell den Monat der 
Weltmission. Der Gottesdienst im Aachener Dom beginnt 
um 10.00 Uhr und wird live im domradio übertragen. Alle 
Informationen zur Eröffnung finden Sie unter www.mis-
sio-hilft.de/wms.

Am 18. Oktober soll in allen katholischen Gottesdiensten 
der Aufruf der deutschen Bischöfe verlesen werden.

Am 25. Oktober wird bundesweit die Missio-Kollekte ge-
halten. Die Spenden unterstützen kirchliche Projekte in 
Afrika, Asien und Ozeanien. Die Kollekte wird über die 
Bistumskassen ohne Abzüge an Missio Aachen weiterge-
leitet. Eine pfarreiinterne Verwendung ist nicht zulässig. 
Bitte verlesen Sie dazu die folgende Ankündigung: 

„Die heutige Kollekte ist für die Arbeit von Missio be-
stimmt. Das Hilfswerk unterstützt die Kirche in Afrika, 
Asien und Ozeanien. Es geht dabei um pastorale und        
soziale Projekte, die insbesondere den Armen zugute kom-
men. Bitte beteiligen Sie sich an dieser weltweiten Soli-
daritätsaktion mit einer großzügigen Spende. Haben Sie 
herzlichen Dank!“

Bitte überweisen Sie den Kollektenertrag an das Bis-
tum Osnabrück unter Verwendung der zur Verfügung 
gestellten Überweisungsträger.

Weitere Materialien stehen ab Mitte August bereit unter: 
www.missio-hilft.de/wms  

Bestellungen: 
bestellungen@missio-hilft.de oder unter 0241 7507-350. 

Rückfragen bitte an: 
post@missio-hilft.de oder 0241 7507-333.

Osnabrück,  17. August 2026

Das Bischöfliche Generalvikariat

Personal-Chronik für das Bistum Osnabrück
Ernennungen - Beauftragungen - Entpflichtungen

26.  Juni  2026

Thörner,  Alfons, Pastor in den Pfarreien der Pfarrei-
engemeinschaft St. Lambertus, Merzen / St. Lauren-
tius, Neuenkirchen, und St. Katharina, Voltlage, mit 
Wirkung vom 1. Januar 2027 in den Ruhestand ver-
setzt.	

28.  Juni  2026

Joseph CMI,  Pater Xavier Karamel, Pastor, mit Wir-
kung vom 15. August 2026 dem Wunsch des Ordens 
entsprechend von seinen Aufgaben entpflichtet.

im Jul i  2026

Worpenberg,  Hildegard, Gemeindereferentin, tritt mit 
Wirkung vom 1. August 2026 in den Ruhestand ein. 

1 .  Jul i  2026

Axmann,  Rainer, Pastoraler Koordinator in den Pfarreien 
der Pfarreiengemeinschaft St. Johannes Apostel, Wiet-
marschen, und St. Antonius Abt, Wietmarschen-Loh-
ne, mit Wirkung vom 1. Oktober 2026 entpflichtet und 
als Pastoraler Koordinator in den Pfarreien der Pfarrei-
engemeinschaft St. Cyriakus, Salzbergen, und Unbe-
flecktes Herz Mariens, Salzbergen-Holsten, beauftragt.

2.  Jul i  2026

Kuper,  Sabine, Gemeindereferentin mit dem Pro-
jekt „Pastorale Koordination“ in den Pfarreien der            
Pfarreiengemeinschaft St. Martinus, Haren / Herz Jesu, 
Haren-Altharen / St. Clemens, Haren-Wesuwe / St. 
Josef, Haren-Emmeln, und St. Maria Darbringung im 
Tempel, Haren-Tinnen, mit Wirkung vom 1. Septem-
ber 2026 als Pastorale Koordinatorin in den oben ge-
nannten Pfarreien beauftragt.

Robben,  Dr. Andreas, Pastor in den Pfarreien der           
Pfarreiengemeinschaft St. Ludgerus, Aurich / St. Jo-
seph, Sande-Neustadtgödens / Maria – Hilfe der Chris-
ten, Wiesmoor, und St. Bonifatius, Wittmund, mit 
Wirkung vom 1. September 2026 entpflichtet und für 
priesterliche Vertretungen in den Dekanaten Emsland-
Nord und Emsland-Mitte beauftragt. 

6.  Jul i  2026

Paul i ,  Pia, mit Wirkung vom 1. August 2026 als Pasto-
ralassistentin in den Pfarreien der Pfarreiengemein-
schaft St. Nikolaus, Groß Hesepe, Christus König, Da-
lum, St. Antonius, Geeste, und St. Isidor, Osterbrock, 
eingesetzt.
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20.  Jul i  2026

Arockiasamy OFM, Pater Vijay Amirtharaj, Pastor in 
der Pfarrei St. Elisabeth, Osnabrück, mit Wirkung vom 
1. September 2026 entpflichtet und als Pastor in der 
Pfarrei Heilig Kreuz, Osnabrück, mit priesterlichen 
und pastoralen Aufgaben und in der Pfarrei Dom St. 
Petrus, Osnabrück, mit priesterlichen Aufgaben er-
nannt.

Hagedorn,  Elisabeth, Gemeindereferentin in den Pfarrei-
en der Pfarreiengemeinschaft St. Martinus, Hagen, und 
Mariä Himmelfahrt, Hagen-Gellenbeck, mit Wirkung 
vom 1. November 2026 entpflichtet und als Gemeinde-
referentin in den Pfarreien der Pfarreiengemeinschaft 
Mariä Geburt, Bad Laer, und St. Antonius Abt, Bad 
Laer-Remsede, und in den Pfarreien der Pfarreienge-
meinschaft St. Johannis, Glandorf, und Unbefleckte 
Empfängnis Mariens, Glandorf-Schwege, beauftragt.

Lis ,  Elisabeth, Pastoralreferentin, Referentin für Schul-
pastoral in der Abteilung Schulen und Hochschulen, 
mit Wirkung von 1. August 2026 entpflichtet und als 
Pastoralreferentin an der BBS Thuine beauftragt.	

Torst ,  Fabienne, Dekanatsjugendreferentin im Deka-
natsjugendbüro Bremen, mit Wirkung vom 1. Oktober 
2026 entpflichtet und als Gemeindereferentin in der 
Propstei St. Johann, Bremen, beauftragt.

29.  Jul i  2026

Joseph CMI,  Pater Johnson, Pastor in den Pfarreien 
der Pfarreiengemeinschaft St. Sixtus, Werlte / Mariä 
Himmelfahrt, Lorup / Unbeflecktes Herz Mariens, 
Rastdorf, und St. Nikolaus, Vrees, mit Wirkung vom                       
1. Oktober 2026 dem Wunsch des Ordens entspre-
chend von seinen Aufgaben entpflichtet.

30.  Jul i  2026

Roßmann,  Frank Konrad, Pater, mit Wirkung vom            
1. September 2026 zum Pastor in den Pfarreien der 
Pfarreiengemeinschaft St. Ludgerus, Aurich / St. Jo-
seph, Sande-Neustadtgödens / Maria – Hilfe der Chris-
ten, Wiesmoor, und St. Bonifatius, Wittmund, ernannt


